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Mit unserem Anzeigenservice laufen Ihre  
Stellenausschreibungen nicht ins Leere.
Personalanzeigen sind unser Metier – bewährt und gut seit mehr als 20 Jahren.  
Wir schalten Onlinejobportale und Printmedien und finden schnell und treffsicher  
die passende Stellenbelegung für Ihre Stellenanzeige. Wir beraten im Vorfeld,  
gestalten und schalten Ihre Stellenanzeigen ohne Mehrkosten für Sie. Im Gegenteil:  
Sie sparen Zeit und Aufwand, profitieren von unserem Know-how und unseren  
günstigen Schaltkonditionen. Wir generieren mehr Reichweite durch Veröffentlichung  
Ihrer Anzeigen in den Berufsnetzwerken Xing und LinkedIn, auf Google und den  

Social Media Plattformen Facebook und Instagram. 

Sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gerne
Rolf Schaible, Tel. 0711 2155-106 
schaible@kreativplus.com, www.kreativplus.com

sozialeberufe.de 

Unser Fachportal für  

Sozialwirtschaft und  

Gesundheitswesen

Über 2000  
Jobangebote
Nettoschaltpreise 2024

30 Tage 239,- € 
60 Tage 339,- €
90 Tage 419,- €
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Am 9. Juni 2024 finden neben der Europawahl die Kommunalwahlen in Baden-Württemberg 
statt. Wie alle fünf Jahre werden die Gemeinderäte und Kreistage neu gewählt und es heißt 
wieder kumulieren und panaschieren oder einfach die Kandidatenliste ihrer/seiner Wahl ab-
geben.

Der Paritätische Baden-Württemberg hat anlässlich der Kommunalwahlen eine Kampagne 
konzipiert, welche die gesellschaftliche Relevanz sozialer Arbeit in den Blick rückt und mit 
ihr die Notwendigkeit einer auskömmlichen Finanzierung. In Zeiten von Marginalisierung 
immer größerer Gesellschaftsschichten, von gesellschaftlicher Verunsicherung und dem damit  
verbundenen Erstarken extremistischer Strömungen braucht es mehr denn je die soziale 
Arbeit als gesellschaftlichen Kitt: Sie macht keinen Unterschied zwischen Menschen – weil alle 
zählen! Die Mitarbeiter*innen in unseren Einrichtungen holen mit ihrer Arbeit viele Menschen 
jeden Tag vom Rand in die Mitte der Gesellschaft. Doch um dies weiterhin tun zu können, 
braucht es eine gesicherte Finanzierung dieser Arbeit.

Unter dem Titel „In soziale Zukunft investieren!“ werden zahlreiche Veranstaltungen im gan-
zen Bundesland stattfinden, die den Fokus auf die in der sozialen Arbeit tätigen Menschen 
richten. Es sollen die zahlreichen Gesichter sozialer Arbeit sichtbar gemacht und auch der 
Blick der Kandidat*innen auf die Herausforderungen gelenkt werden, mit denen die Mitarbei-
ter*innen in den Einrichtungen unserer Mitgliedsorganisationen täglich konfrontiert sind.

Wie die in dieser Ausgabe formulierten Positionen und Forderungen des Paritätischen  
Baden-Württemberg zeigen, ist aus unserer Sicht noch sehr viel zu tun. Die politischen Ent-
scheidungsträger müssen mehr denn je darauf achten, dass die Spaltung der Gesellschaft 
nicht noch mehr an Fahrt aufnimmt. Wir als Paritätische stehen mit unseren Prinzipien von 
Vielfalt, Offenheit und Akzeptanz für eine plurale Gesellschaft, die mit allen Ideologien der 
Ungleichwertigkeit nicht vereinbar ist. 

Wir rufen daher alle Wähler*innen dazu auf, ihre Stimme(n) mit Bedacht zu verteilen und der 
Ausgrenzung, Diffamierung sowie Spaltung unserer Gesellschaft keine Chance zu geben.  
Es liegt in Ihrer Hand!

Ihre Ihr 
Uta-Micaela Dürig Ulf Hartmann 
Vorständin Sozialpolitik Vorstand Finanzen und Mitgliederberatung

In soziale Zukunft  
investieren!

Editorial  

Informationen und Termine zu den  
Paritätischen Wahlveranstaltungen unter  
https://paritaet-bw.de/kommunalwahl-2024
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5.595.424
männlich

Zahlen und Fakten  
Kommunalwahlen 2024 

Nach Schätzung des Statistischen Landesamtes werden bei der Europawahl und den gleichzeitig 
stattfindenden Kommunalwahlen am 9. Juni 2024 etwa 8,6 Millionen Baden-Württemberger*innen 

wahlberechtigt sein. Darunter befinden sich etwa 7,8 Millionen Deutsche und rund 830.000 Unions-
bürger*innen, also Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union,  

die in Baden-Württemberg ihren Wohnsitz haben.

ca. 8,6 Mio. 
Wahlberechtigte in 2024

Quelle: Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg

Quelle: Schätzung des  
Statistischen Landesamtes

Quelle: Schätzung des  
Statistischen Landesamtes

7,8 Mio.  
Wahlberechtigte Bürger*innen  
mit deutscher Staatsbürgerschaft

830.000 
wahlberechtigte Bürger*innen  
aus anderen Mitgliedsstaaten  
der Europäischen Union

ca. 190.000 
der wahlberechtigten  
Bürger*innen sind  
unter 18 Jahren alt

35
Landkreise

1.101
Städte und  
Gemeinden

9
Stadtkreise

11.280.257
Einwohner*innen  

in 2022

5.684.833
weiblich

2.012.237 
Ausländer*innen

2022

2,3%
2024
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5.031.165
nahmen ihr  
Wahlrecht wahr

2019 wählten die Bürger*innen in Baden-Württemberg …

Gemeinderatswahlen 2019

2.200
Kreisräte in den  
35 Landkreisen

19.000
Gemeinderäte in den  

1.101 Städten und Gemeinden

Quelle: Statistisches Landesamt

Quelle: Schätzung des  
Statistischen Landesamtes

Die Kommunalwahlen 2019 brachten sowohl in den 
Kreistagen als auch in den Gemeinderäten einen leicht 
gestiegenen Anteil weiblicher Abgeordneter. Dennoch 
blieb der Frauenanteil in den Kommunalparlamenten 
weit entfernt von einer paritätischen Verteilung. Wie 
bereits bei vorangegangenen Wahlen, zeigt sich erneut, 
dass insgesamt weiterhin deutlich weniger Frauen als 
Männer auf den Wahllisten vertreten und ihre Kandida-
turen zudem seltener von Erfolg gekrönt sind. 

1989

13,2 %

1994

17,5 %

1999

18,6 %

2004

21 %

2009

22 %

2014

23,9 %

2019

26,8 %

Gewählte Mitglieder bei den Gemeinderatswahlen seit 1989 in Baden-Württemberg  
nach Geschlecht

Frauen

Männer

80
Mitglieder der  

Regionalversammlung 
Stuttgart

8.590.688
Wahlberechtigte  

in 2019
58,6%

Wahlbeteiligung 2019 58,6%

49,1%Wahlbeteiligung 2014

i

Anteil Frauen in %
Ergebnisse der  
Kommunalwahlen

Statistisches  
Landesamt 
Baden-Württemberg 
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Keimzelle der  
Demokratie

Städte und Kommunen sind  
die Orte, in denen Gemeinsinn und  
Gemeinwohlorientierung entstehen  

und gelebt werden können

STUTTGART · Am 9. Juni 2024 finden –  
neben der Wahl zum Europäischen Parlament 

– die Kommunalwahlen in Baden-Württemberg 
statt. Es werden Gemeinderäte und Kreistage 

neu gewählt. Alle fünf Jahre heißt es:  
„kumulieren und panaschieren“ oder  

einfach die Kandidatenliste ihrer/seiner  
Wahl abgeben. Der Paritätische Baden-Würt-
temberg präsentiert in dieser Ausgabe seine  
an die Kandidat*innen gerichteten Positionen 

und Forderungen zur Kommunalpolitik.
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Wenn von Wahlen allgemein als Königsdisziplin der De-
mokratie gesprochen wird, dann müssen die Wahlen in 
Kommunen gleichermaßen als Kristallisationspunkt dieser 
Königsdisziplin gelten: Auf keiner anderen Verantwortungs-
ebene sind die Bürgerinnen und Bürger der Politik so nahe, 
sind sie von politischen Entscheidungen so unmittelbar be-
troffen und auf keiner anderen Ebene sind ihre Möglichkeiten 
zur Mitwirkung und Einflussnahme vielfältiger. Die Kommune, 
die Gemeinde ist der Ort, an dem Menschen leben und arbei-
ten. Hier stehen wie nirgends sonst politische Entscheidun-
gen und deren Auswirkungen auf die Menschen dicht und 
direkt beieinander.

Der vielzitierte gesellschaftliche Zusammenhalt, der soziale 
Frieden, wird daher maßgeblich davon bestimmt, wie Men-
schen sich hier gesehen, gehört und „mitgenommen“ fühlen. 
Wie sie hier unmittelbar ihre existenziellen Bedürfnisse er-
füllt finden – oder eben nicht. Und noch wichtiger: Vertrauen 
gegenüber den politisch Handelnden und Gerechtigkeits-
empfinden, zwei für den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
unverzichtbare Stellschrauben zwischen Bürger und Staat, sie 
werden hier in dieser Keimzelle der Demokratie geschmiedet. 
Hier ist der Ort, an dem so etwas wie Gemeinsinn oder Ge-
meinwohlorientierung entstehen und sich verfestigen kann.

Verantwortung für eine soziale Infrastruktur
Damit dieses Vertrauen wachsen kann und sich Gemein-
sinn einstellt, bedarf es der Möglichkeit an Teilhabe – für 
alle Menschen. Aufgabe der Politik muss es daher sein, den 
Menschen in allen Lebensabschnitten Angebote zu unter-
breiten, ihre Kompetenzen und Fähigkeiten zu entwickeln, 
um in unserer offenen Gesellschaft zurechtzukommen, so-
wie Teilhabemöglichkeiten zu eröffnen und zu stärken.1 Das 
Stichwort Daseinsvorsorge stellt diese Aufgabe insofern in 
einen konkreten Kontext: Die Kommunen sind mit der Da-
seinsvorsorge verantwortlich für eine soziale Infrastruktur wie 
zum Beispiel Beratung für Erwerbslose, Betreuungsangebote, 
Kinder- und Jugendhilfe, Schuldner- und Suchtberatung, und 
viele mehr. Das Erreichen dieser „Leistungen“ muss für alle 
Menschen gleichermaßen zugänglich sein, unabhängig von 
Einkommen oder eventueller Beeinträchtigung.

Der Paritätische – ein verlässlicher Partner 
Der Paritätische mit seinen Mitgliedsorganisationen steht 
hier als zuverlässiger Partner an der Seite der Kommunen. 
Soziale Einrichtungen und Programme bieten Unterstützung 
für diejenigen, die sie benötigen und tragen dazu bei, Un-
gleichheiten zu verringern. Von Kindertagesstätten über Pfle-
geeinrichtungen bis hin zu Beratungsstellen und vielen mehr 
spielen sie eine entscheidende Rolle im sozialen Gefüge ei-
ner Gemeinde. Sie bieten im besten Sinne Hilfe zur Selbsthil-
fe und wirken hin in Richtung einer inklusiven Gesellschaft, in 
der Solidarität und Akzeptanz die treibenden Kräfte sind. Die 
Mitarbeitenden in unseren Einrichtungen tragen unmittelbar 
dazu bei, Menschen, die am Rand der Gesellschaft stehen, in 
ihre Mitte zu holen. Eine intakte soziale Infrastruktur stärkt 
also den Zusammenhalt in Kommunen und hilft so, extremis-

tischen Strömungen, die durch Ängste und Unsicherheiten 
befeuert werden, die Stirn zu bieten.

Sichere Finanzierung sozialer  
Einrichtungen und Dienste
Eine wesentliche Voraussetzung hierfür ist eine sichere Fi-
nanzierung sozialer Einrichtungen – auch durch die Kom-
munen. Notwendige Konsolidierungsbemühungen in den 
kommunalen Haushalten dürfen nicht zu falschen Prioritäten-
setzungen führen, an deren Ende Sozialabbau und das Zu-
rückfahren öffentlicher Dienstleistungen stehen.2 Nur durch 
eine nachhaltige finanzielle Unterstützung durch die Kom-
munen kann die soziale Infrastruktur ihre Funktionen für die 
Gesellschaft erfüllen und Teilhabe aller sichern. Nur mit einer 
gesicherten Finanzierung können unsere Einrichtungen die 
Menschen erfolgreich unterstützen und fördern, ohne dass 
die Brüche in unserer Gesellschaft weiterwachsen.

Allen Menschen Teilhabe ermöglichen
Was der Paritätische als Verband der freien Wohlfahrtspflege 
von der Kommunalpolitik fordert, ist nicht weniger als die 
Umsetzung des in § 20 GG genannten Sozialstaatsprinzips: 
Sich für Chancengerechtigkeit einzusetzen, sich an den Be-
darfen der Menschen zu orientieren und ihnen Teilhabe zu 
ermöglichen. So ist die eingangs genannte Königsdisziplin, 
die Kommunalwahl, weit mehr als eine bloße demokratische 
Übung. Sie ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer in-
klusiven und gerechten Gesellschaft. Durch ihr Kreuz auf dem 
Wahlzettel stellen die Bürgerinnen und Bürger die Weichen 
für soziale Gerechtigkeit, Vielfalt und gegen Extremismus – 
und entscheiden so, in welcher Welt sie leben wollen.

1 Bundesministerium des Inneren:  
Bedingungsfaktoren des gesellschaftlichen  
Zusammenhalts, November 2009

2 Der Paritätische Celle: Zusammenhalt  
vor Ort stärken, 22.06.2021

Kontakt
Deborah Castello 
Leitung Bereich Grundsatzfragen und Lobbyarbeit  
Der Paritätische Baden-Württemberg  
castello@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de

Recht auf Selbstverwaltung

Die Gemeinden haben in Baden-Württemberg eine große 
Bedeutung. Das Recht auf Selbstverwaltung ist im Grund-
gesetz und der Landesverfassung ausdrücklich festgehalten:  
„Den Gemeinden muss das Recht gewährleistet sein, alle  
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen  
der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. (…) Die  
Gewährleistung der Selbstverwaltung umfasst auch die 
Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung; (…)“  
(Art. 28,2 GG; Art. 71,1 LV Baden-Württemberg)
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Zukunftsfähige Kommune  
und starke Gemeinschaft 

Rahmenbedingungen für ein aktives Altern mitten in der Gesellschaft schaffen

Seit vielen Jahren weisen die Statistiken und der Paritätische Baden-Württemberg darauf hin, dass 
der demografische Wandel uns einholen wird und dringlicher Handlungsbedarf besteht. Bei einem 
Blick in die Zahlen des Landesstatistikamtes zeigt sich, dass die Kommunen aktuell die Rahmen-
bedingungen für ein aktives Altern mitten in der Gesellschaft nicht ausblenden dürfen und können, 

sondern aktiv angehen und die entsprechenden Rahmenbedingungen schaffen müssen.

Kommunen haben Schlüsselrolle 
bei der Daseinsvorsorge
Mit zunehmendem Alter steigt auch die 
Anzahl der pflegebedürftigen Bürger*in-
nen und damit verbunden das Risiko al-
tersbedingter Erkrankungen sowie der 
Menschen, die mobilitätseingeschränkt 
und auf Hilfsmittel (wie Gehstöcke, Rol-
latoren bis hin zu Rollstühlen) angewie-
sen sind. 

Auch wenn die Gesellschaftspolitik eine 
gemeinsame Aufgabe mehrerer Akteure 
ist, so kommt gerade bei der Senioren-
politik den Kommunen eine Schlüsselrol-
le zu. De facto können nur die Kommunen 
regional angepasste, auf die Bedürfnisse 
der älteren Bevölkerung zugeschnittene 
soziale Netzwerkstrukturen sowie ver-
sorgungssichernde Infrastrukturen mit 
ambulanten Diensten und Einrichtungen 
(stationär und teilstationär) sowie eh-
renamtlichen Strukturen im Auftrag der 
Daseinsvorsorge (nach art. 28 Abs. 2 GG  
und § 9 SGB XI) befördern. 

Hierzu sind kommunale Konzepte zu 
entwickeln, die auf Basis möglichst 
realer Vorausberechnungen und unter 
Einbeziehung Dritter, wie Wohlfahrtsver-
bänden, Seniorenorganisationen und ört-
licher Verbände, im Sinne der Sicherung 
der Daseinsvorsorge anregend gestaltet 
werden sowie Angebote sichern. Damit 
die Ausgestaltung bedarfsorientiert der 
Gewährleistungsverantwortung der Kommunen entsprechend 
ist, müssen die Kommunen verstärkt die Koordinierungs- und 
Managementverantwortung wahrnehmen. 

Immer mehr pflegebedürftige Menschen benötigen Hilfe von 
pflegenden Angehörigen und professionellen Pflegediensten, 

sie brauchen Pflegeheimplätze, teilstati-
onäre Angebote, neue Wohnformen und 
niederschwellige Hilfen. 

Eine weitere große Aufgabe innerhalb 
der Daseinssicherung ist die Stabilisie-
rung von häuslichen Pflegesituationen, 
deren Anteil heute schon ca. 75 Pro-
zent einnimmt und nur zu ca. 15 Prozent  
durch ambulante Pflegedienste unter-
stützt werden. Wachsender Personal-
mangel in der Pflege und die zunehmend 
kleineren Familien mit nur einem Kind 
(1,5 Kinder pro Frau) stellen eine zusätz-
liche Herausforderung dar.

Um Entlastungen für pflegende Ange-
hörige und Pflegesituationen kinderlo-
ser Bürger*innen zu gewährleisten, sind  
neben ehrenamtlichen und niederschwel-
ligen Hilfsangeboten, Seniorenorganisa-
tionen, Selbsthilfegruppen, Vereine für 
Senioren sowie Beratungsstrukturen zu 
fördern. Die Teilhabe der älteren und 
pflegebedürftigen Bevölkerung am Le-
ben in der Kommune ist offensiv zu för-
dern und zu unterstützen. 

Wohnen und Wohnverhältnisse
Bei der Entwicklung altersgerechter Kon-
zepte sind auch die Wohnverhältnisse 
der Bürger*innen mitzudenken. Im Alter 
nehmen Singlehaushalte zu, das soziale 
Umfeld reduziert sich und das Risiko der 
Vereinsamung steigt. Frauen sind oft von 

Altersarmut betroffen, da sie in der Familienphase oder auf-
grund familiärer Pflegeaufgaben weniger am Erwerbsleben 
teilnehmen konnten. Es braucht eine aktive Gestaltung des 
Wohnumfeldes, die auch barrierefreie Ausstattung im sozia-
len Wohnungsbau, Sozialraum, öffentliche Begegnungsräu-
me und der Verkehrsverhältnisse umfasst. Zur wohnortnahen 

Durch die steigende Lebens-
erwartung steigt der Anteil  

der über 65-jährigen Menschen  
in Baden-Württemberg 

Quelle: Statistisches Landesamt BW;  
Abruf 18.02.2024

547.359
Pflegebedürftige  
gab es 2022 in  

Baden-Württemberg

Ihre Zahl wird bis 2030 auf  
596.682 und bis 2040 auf  
673.560 Pflegebedürftige  

anwachsen.

Männer 

+ 1,3 Jahr
Frauen 

+ 1,1 Jahr

28%

2024 2030 2040

32% 35%

Lebenserwartung



Kontakt
Angela Querfurth  
Leitung Bereich Ältere Menschen und Pflege 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
querfurth@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de
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Infrastruktur gehört auch die Erreichbarkeit von Arztpraxen, 
Apotheken, Geschäften des Lebensbedarfes, Geldinstituten 
und Ämtern.

Öffentliche Begegnungsräume und 
Quartiersentwicklung
Bei öffentlichen Begegnungsräumen in den Quartieren und 
Dörfern müssen auch das Sicherheitsbedürfnis und die 
körperlichen Einschränkungen sowie die zunehmende Ver-
einsamung berücksichtigt werden. Maßnahmen wie Bar-
rierefreiheit, altersgerechte Sitz- und Ausruhmöglichkeiten 
(inkl. sanitärer Ausstattung), die zum Verweilen und auf einen 
„Schwatz“ einladen, sind in die Konzepte zu integrieren. Auch 
der Klimawandel (Temperaturanstieg von 1,5°C bis 2030) 
stellt die Seniorenkonzepte der Kommunen vor neue Heraus-
forderungen. Es müssen Beschattung und kühlende bauliche 
Maßnahmen im öffentlichen Raum angepasst an die Bedarfe 
der älteren Bevölkerung umgesetzt werden. Anreize zur Etab-
lierung von stabilisierenden und sichernden Dienstleistungen 
sowie ambulanter Strukturen sind zu setzen.

Die Gestaltung öffentlicher Räume sowie des Wohnens und 
Wohnumfeldes müssen den Bedarfen älterer Menschen 
Rechnung tragen. Dabei sind begegnungs- und bewegungs-
fördernde sowie den Sicherheitsbedürfnissen mobilitäts- und 
sinneseingeschränkter Bürger*innen entsprechende Wohn-
umfelder zu gestalten.

Digitalisierung und lebenslanges Lernen
Die Lebenserwartung der Menschen nimmt zu. Dadurch 
eröffnen sich neue Kontaktmöglichkeiten bei Mobilitäts-
einschränkungen, Sicherheiten (z.B. durch Notrufsysteme), 
Teilnahme an Bildungs- und kulturellen Angeboten. In einer 
dynamischen Welt, verbunden mit einer höheren Lebens-
erwartung, ist jeder Einzelne gefordert, ein lebenslanges 
Lernen anzunehmen. Aufgabe der Kommunen ist es, für die 
entsprechenden Rahmenbedingungen zu sorgen.

Die Digitalisierungsstrategie der Bundesrepublik Deutschland 
und der EU (Onlinezugangsgesetz) sowie die des Gesund-
heitssystems stellen Ämter und Behörden vor den Spagat, 
alle Bevölkerungsgruppen, darunter auch die der Älteren und 
Pflegebedürftigen, mitzunehmen und sie nicht bei notwendi-
gen kommunalen Amtsgeschäften, Informationsquellen und 
der Transparenz im digitalen Gesundheitssystem abzuhängen 
oder auszuschließen. Deswegen sind lange Übergangszeiten 
von analogen Druckerzeugnissen zur Volldigitalisierung und 
für Antragsstellungen über Apps einzurichten. 

Beratungsstellen, spezielle Schulungsangebote und perso-
nell begleitete Übungsräume, die mit den neuen Medien 
vertraut machen, sind dringend zu schaffen. Bei der Digi-
talisierung kommunaler Dienstleistungen ist darauf zu ach-
ten, dass ein barrierefreier Zugang für Senior*innen und 
die Bedienungskomplexität sowie anwendergerechte tech-
nische Ausgestaltungen (Sehfähigkeit und Tastengrößen)  
vorgehalten werden.

Der Paritätische fordert 

Daseinsvorsorge

Q	 Demografische Herausforderungen annehmen 

Q	 Daseinsvorsorge für alle Bevölkerungsgruppen 
(pflegebedürftige und ältere Menschen nicht  
ausgeklammert) lückenlos annehmen

Q	 Verbleib in der Häuslichkeit für ältere und pflege-
bedürftige Menschen positiv beeinflussen

Q	 Anreize für Entlastungs- und Unterstützungs-
angebote setzen

Q	 Kommunale Pflegebedarfs- und Pflegestruktur-
planung aktiv gestalten 

Q	 Seniorenpolitisches (Gesamt-)Konzept auflegen 
und umsetzen

Q	 Mittel und Auftrag nach § 71 SGB XII umfassend 
nutzen und einsetzen

Wohnen und Wohnverhältnisse 

Q	 Angebote, die Vereinsamung vermeiden, ergreifen

Q	 Öffentliche Räume nach den Bedürfnissen aller 
Bevölkerungsgruppen ausrichten (bedürfnis-
orientierte Maßnahmen entsprechender Entwick-
lungen des Klimawandels, Barrierefreiheit und 
„Schwätzbänkle“, Sanitärräume) 

Q	 Lebensnotwendige Strukturen sichern und erhalten

Digitalisierung und lebenslanges Lernen

Q	 Digitale Kompetenzen stärken und barrierefreien 
Zugang zu den Leistungen der Kommunen im 
Spiegel des Onlinezugangsgesetzes ausbauen

Q	 Bildungsangebote und kulturelle Anbindung  
schaffen

Die noch vorhandenen digitalen weißen Flächen in Baden-
Württemberg sind zu schließen. Den Menschen, die durch 
Pflegebedarf oder Altersarmut keine Möglichkeit haben, den 
Zugang zu digitalen Strukturen zu finanzieren bzw. die not-
wendigen Geräte anzuschaffen, müssen Möglichkeiten zur 
Teilnahme an der digitalisierten Welt eröffnet werden. Die 
Kommunen müssen öffentliche Hotspots und Räume zur Nut-
zung von digitalen Medien und kommunaler Dienstleistungen 
einrichten, um allen Bürger*innen die Teilnahme an der Digi-
talisierung zu ermöglichen.

mailto:querfurth%40paritaet-bw.de?subject=
https://www.paritaet-bw.de


7.702
Inobhutnahmen in 2022

In akuten Krisensituationen 
werden Kinder und Jugendliche 
unter 18 Jahren zu ihrem Schutz 
von Jugendämtern in Obhut ge-
nommen. Sie werden vorläufig 
in einer geeigneten Einrichtung 
oder bei einer geeigneten Person 
untergebracht. Ein solches Ein-
greifen der Jugendämter war nach 
Feststellung des Statistischen  
Landesamtes im Jahr 2022 in 
Baden-Württemberg 7.702 Mal 
der Fall. Ein Plus von 2.939 im 
Vergleich zum Vorjahr. 

Quelle: Statistisches Landesamt  
https://www.statistik-bw.de/Presse/ 
Pressemitteilungen/2023173
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Kinder- und Jugendhilfe  
ist mehr als Kinderschutz 

und ein wichtiger Bestandteil unserer Daseinsfürsorge

Zum Jahresende 2022 lebten mehr als 3,1 Millionen junge Menschen bis 27 Jahre in  
Baden-Württemberg, über 1,95 Millionen davon minderjährig. Der Anteil junger Menschen an  

der Gesamtbevölkerung im Land betrug 27,6 Prozent. Somit sind mehr als ein Viertel aller  
Einwohner*innen in Baden-Württemberg Adressat*innen des Sozialgesetzbuches (SGB) VIII –  

Kinder- und Jugendhilfe.1 Doch was bedeutet dies konkret? Welche Entwicklungen zeichnen sich ab? 

Dafür steht die Kinder- und Jugendhilfe
Junge Menschen haben ein Recht auf Förderung ihrer Ent-
wicklung und auf eine Erziehung zu einer selbstbestimmten, 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit. Dieses Recht ist nicht nur im SGB VIII verankert, 
sondern das Gesetz führt konkret aus, wie Kinder- und Ju-
gendhilfe mit verschiedenen Aufgaben, Angeboten und Leis-
tungen die Umsetzung verwirklichen soll. Dabei geht es u.a. 
um individuelle Förderung, Abbau und Vermeidung von Be-
nachteiligungen, die Teilhabe in unserer Gesellschaft und die 
Schaffung von positiven Lebensbedingungen für junge Men-

schen und ihre Familien, aber 
auch um den Kinderschutz. 
Gerade die Vermeidung bzw. 
Abwendung einer Kindeswohl-
gefährdung ist ein wichtiger 
Auftrag. 

Die Kinder- und Jugendhilfe hat 
sich in den letzten Jahrzehn-
ten kontinuierlich weiterentwi-
ckelt und hält ein breites und 
vielfältiges Leistungsspektrum 
vor, welches von der Familien-
förderung, Beratung, Kinderta-
gesbetreuung, Angeboten der 
Jugendarbeit und Schulsoziar-
beit bis hin zu individuellen Hil-
fen für junge Menschen reicht. 
Betrachtet man die eigene Bio-
grafie, wird schnell klar, dass 

fast jede*r von uns im Kindes- oder Jugendalter von diesen 
Angeboten profitierte oder Unterstützung bei der Erziehung 
bzw. Betreuung der eigenen Kinder bekam. Die Kinder- und 
Jugendhilfe ist deshalb als wichtiger Bestandteil unserer Da-
seinsfürsorge nicht mehr wegzudenken. Wie sieht es jedoch 
aktuell mit der Umsetzung in der Praxis aus?

Ein Realitätscheck
Die politischen und gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen 
sind in den vergangenen Jahren nicht spurlos an der Kinder- 
und Jugendhilfe vorbeigegangen. Die Folgen der Isolation 
junger Menschen und ihrer Familien in der Coronazeit waren 
zuerst nicht im Blick und wurden schlichtweg unterschätzt. 
Mit den Auswirkungen auf die Entwicklung der jungen Men-
schen und ihre psychische Gesundheit ist die Kinder- und 
Jugendhilfe noch heute beschäftigt und versucht, diesen mit 
verschiedensten Angeboten gerecht zu werden. Zudem ist 
der Bedarf an stationären Hilfen in Form von Unterbringung 
in einer Einrichtung oder in einer Pflegefamilie gewachsen, 
insbesondere aufgrund der gestiegenen Zahl an unbeglei-
teten minderjährigen Geflüchteten. 

Durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz, welches zum 
10. Juni 2021 in Kraft trat, kamen weitere neue Aufgaben hin-
zu. Als wichtige Meilensteine sind die Stärkung der Rechte der 
jungen Menschen und ihrer Eltern, Partizipation und Selbst-
vertretung sowie die Umsetzung eines inklusiven SGB VIII  
mit einer Zuständigkeit für alle jungen Menschen mit und 
ohne Behinderungen zu nennen. Nicht zu vergessen ist da-
bei die Verbesserung des Übergangs aus der Jugendhilfe in 
das Erwachsenenleben für Care Leaver. Ab 1. Januar 2026 
kommt die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztags-
betreuung für Schulkinder hinzu. Ist dies alles zu leisten? 

Die Kinder- und Jugendhilfe stößt bei der Bewältigung ihrer 
Aufgaben bereits jetzt an ihre Grenzen und dies sowohl bei 
den Jugendämtern als auch den freien Trägern. Es fehlt an 
Personal und perspektivisch verstärkt an finanziellen Mitteln. 
Manche der „neuen“ Aufgaben bleiben deshalb unerledigt 
und stehen hinten an.

Personalmangel mit gravierenden Auswirkungen
Jugendämter können aufgrund von Personalmangel ihre 
Aufgaben nicht mehr vollumfänglich erfüllen. Es besteht 
die Gefahr, dass sich perspektivisch ein Rückzug auf die  

mailto:https://www.statistik-bw.de/Presse/Pressemitteilungen/2023173?subject=
mailto:https://www.statistik-bw.de/Presse/Pressemitteilungen/2023173?subject=


hoheitlichen Kernaufgaben ergibt und primär der Schutz vor 
Kindeswohlgefährdung im Vordergrund steht. Freie Träger 
müssen Gruppen in ihren stationären Einrichtungen schlie-
ßen, weil ihnen das Personal fehlt. Die Arbeit im stationären 
Bereich wird im Vergleich zu den anderen Aufgabenfeldern 
immer unattraktiver, da die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf bzw. die Work-Life-Balance deutlich in Schieflage ge-
raten. Bereits jetzt schon verlässt jede*r Dritte in der Berufs-
einstiegsphase die stationäre Kinder- und Jugendhilfe nach 
zwei Jahren wieder.2 Ganz zu schweigen vom sukzessiven 
Renteneintritt der langjährig in der stationären Jugendhilfe 
tätigen Personen (55 Jahre und älter) bis 2030. Der Per-
sonalmangel wird ohne entsprechende Gegenmaßnahmen 
deutliche Auswirkungen zeigen. Die Personalgewinnung und 
-bindung muss dringend vorangebracht werden. 

Zeitenwende in der Kinder- und Jugendhilfe
Die Herausforderungen spiegeln eines wider: Es ist jetzt 
an der Zeit zu reagieren, Lösungsansätze aufzugreifen und 
neue Ideen zu entwickeln, um den Auftrag des SGB VIII 
zu erfüllen. Ergänzend bedarf es eines neuen Blickwinkels 
und einer neuen Ausrichtung, immer unter Beachtung der 
Sicherstellung der Teilhabe, der Persönlichkeitsentwicklung 
und des Kinderschutzes. Jugendhilfe neu zu denken wird die 
Aufgabe der Zukunft sein! 

Dazu braucht es nicht nur fachliche Einschätzungen und 
Ressourcen, sondern Möglichkeiten der Beteiligung und 
Selbstvertretung junger Menschen. Es sind vor allem politi-
sche Entscheidungsträger*innen gefragt, junge Menschen im 
Blick zu behalten und bei politischen Entscheidungen zu be-
rücksichtigen – für eine gute Zukunft und positive Rahmen-
bedingungen für die heranwachsende nächste Generation. 

Kontakt
Barbara Brüchert 
Leitung Bereich Jugend und Bildung 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
bruechert@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de

1 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 
2 vgl. Zeller, M. (2016); Stationäre Erziehungshilfen, in:  

Schröer, W., Struck N., Wolff, M. (Hg.): Handbuch  
Kinder- und Jugendhilfe, Weinheim und Basel, S. 792-812
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Der Paritätische fordert 

Q	 Sicherstellung auskömmlicher finanzieller  
Mittel für eine zukunftsfähige Ausgestaltung  
der Angebote der Kinder- und Jugendhilfe

Q	 Verstärkte Förderung von Ausbildung sowie  
Gewährleistung einer adäquaten Anleitung für 
Auszubildende im Rahmenvertrag SGB VIII  
in Baden-Württemberg

Q	 Weiterentwicklung und Verbesse-
rung der Rah men bedingungen im 
stationären Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe (siehe Paritätisches 
Position spapier: Zukunftsfähige  
und starke Kinder- und Jugendhilfe)

Q	 Weitere Förderung und Sicherstellung struktu reller 
Angebote für alle jungen Menschen wie Kinder- 
und Jugendarbeit sowie Schulsozialarbeit

Q	 Schaffung struktureller Angebote und Sicher-
stellung der Nachbetreuung von Care Leavern  
in allen Jugendamtsbezirken im Land

Q	 Flächendeckende Beteiligungsmöglichkeiten 
und -strukturen für junge Menschen zur Berück-
sichtigung ihrer Anliegen bei politischen Entschei-
dungen und Maßnahmen auf kommunaler Ebene

mailto:bruechert%40paritaet-bw.de?subject=
https://www.paritaet-bw.de
https://paritaet-bw.de/system/files/abschnittdokumente/positionspapierzukunftsfahige-und-starke-kinder-und-jugendhilfe-10-2023_0.pdf
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Bildung ist ein wichtiges immaterielles Gut, das wesentlich zur sozialen Teilhabe in der Gesellschaft beiträgt.  
Bildung beschränkt sich nicht auf schulische Bildung. Bildung und Lernen finden lebenslang und an allen Orten statt. 
Ganzheitliche Bildung zielt nicht nur auf die Entwicklung kognitiver Fähigkeiten ab, sondern berücksichtigt auch 
emotionale, soziale und kreative Aspekte und bezieht alle Lebensphasen und Zielgruppen mit ein. Die moderne Ge-
sellschaft verlangt zunehmend vielfältige Kompetenzen, die nicht allein durch schulische Bildung vermittelt werden 
können. Insbesondere in den frühen Lebensphasen von null bis sechs Jahren werden wichtige Grundlagen für die 
Entwicklung individueller Begabungen sowie sozial-emotionaler und kooperativer Fähigkeiten gelegt. 

Sozioökonomische und migrationsbedingte 
Ungleichheiten 
In Baden-Württemberg sind laut Bildungsbericht 20221 her-
kunftsbedingte Unterschiede, insbesondere bei Personen 
mit Migrationshintergrund, nach wie vor bedeutsam für den 
Bildungserfolg. Sozioökonomische und migrationsbedingte 
Ungleichheiten verstärken sich im Laufe der Schulzeit weiter. 
Faktoren wie soziale Schicht, Bildungsherkunft, Geschlecht 
und Migrationshintergrund sind somit entscheidend für den 
Bildungserfolg. Laut dem IQB-Bildungstrend 20222 ist der 
sozioökonomische Status des Elternhauses immer wichtiger 
für die erreichten Kompetenzen der Schüler*innen.

Da Schule mehr ist als Wissensvermittlung, da Lernen und 
Bildung nicht auf den Ort Schule beschränkt sind, ist Bil-
dungspolitik nicht allein Aufgabe der Länder und des Bun-
des. Auch die Kommunalpolitik hat einen Bildungsauftrag. 
Im Hinblick auf die Kommunalwahlen 2024 ist es wichtig zu 
fragen, was die Entscheidungsträger*innen in den Kommu-
nen und Landkreisen tun können, um Chancengerechtigkeit 
zu schaffen und Bildungserfolg für alle zu erreichen.

Auch die Kommunalpolitik  
hat einen Bildungsauftrag

Chancengerechtigkeit und Bildungserfolg für alle 

Rechtsanspruch auf Ganztagsförderung
Ab 2026 wird schrittweise ein Rechtsanspruch auf Ganztags-
förderung für Grundschulkinder eingeführt. Der Rechtsan-
spruch ist im Achten Sozialgesetzbuch geregelt und umfasst 
eine Betreuung von acht Stunden an allen Werktagen. Dieser 
gilt auch in den Ferien, wobei die Länder eine Schließzeit 
von bis zu vier Wochen festlegen können. In Baden-Würt-
temberg gibt es aktuell drei verschiedene Möglichkeiten der 
Ganztagsbetreuung an Grundschulen: Ganztagsgrundschulen 
nach § 4a SchG, Horte an der Schule und flexible Betreu-
ungsangebote in kommunaler oder freier Trägerschaft.

Eine gute Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder muss 
mehrere wichtige Kriterien erfüllen: Orientierung an den Be-
dürfnissen der Kinder, Kinderschutz, Partizipation der Kinder, 
Bildung, Inhalte und Aktivitäten, Kooperation und Vernetzung 
im Sozialraum, personelle Ausstattung, soziales Miteinander, 
individuelle Zeitgestaltung, Bewegung, Ruhephasen, pädago-
gisch gestaltete Mahlzeiten und geeignete Rahmenbedin-
gungen für das Lernen. Die Erfüllung dieser Kriterien trägt 
dazu bei, eine qualitativ hochwertige Ganztagsbetreuung für 

25 %
aller Schüler*innen 
sind sozial benachteiligt.  
42 % der Schüler*innen haben  
einen Migrationshintergrund.
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Kontakt
Kerstin Kleinheinz 
Referentin Jugend und Bildung,  
Fachbereich Jugend und Bildung,  
Der Paritätische Baden-Württemberg  
kleinheinz@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de
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Der Paritätische fordert 

Q	 Umsetzung einer qualitativ hochwertigen Ganz-
tagsbetreuung im Rahmen des Rechtsan spruches 
auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter

Q	 Ausbau und Finanzierung der Schulsozialarbeit – 
auch für Schulen in freier Trägerschaft

Q	 Inklusive Bildungsangebote in Bildungseinrich-
tungen ermöglichen

Q	 Regionale Schulentwicklung in Verbindung mit Ju-
gendhilfeplanung ausbauen und weiterentwickeln

Q	 Bildungsgerechtigkeit in allen Bildungseinrich-
tungen herstellen

Grundschulkinder zu gewährleisten, die die Entwicklung und 
das Wohlbefinden der Kinder unterstützt.

Bei der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreu-
ung klafft in Baden-Württemberg trotz des bereits erfolgten 
Ausbaus3 der Plätze noch eine große Lücke zwischen Bedarf 
und Angebot. Eine große Herausforderung wird hier der Fach-
kräftemangel sein – denn ohne pädagogische Fachkräfte ist 
ein qualitativ hochwertiger Ganztag, in dem das Kind und der 
Kinderschutz im Mittelpunkt stehen, nicht umsetzbar.

Ausbau und Finanzierung der Schulsozialarbeit – 
auch für Schulen in freier Trägerschaft
Schulsozialarbeit spielt eine entscheidende Rolle bei der 
Förderung von Chancengerechtigkeit im Schulsystem. Sie 
unterstützt Schüler*innen bei der Bewältigung individueller 
Herausforderungen, stärkt ihre sozialen Kompetenzen und 
trägt zur Schaffung eines positiven Lernumfeldes bei. Durch 
gezielte Maßnahmen können soziale Ungleichheiten und Be-
nachteiligungen ausgeglichen werden. Schulsozialarbeit leistet 
einen wichtigen Beitrag zur Chancengerechtigkeit, indem sie 
frühzeitig interveniert, individuelle Förderung anbietet, präven-
tive Programme entwickelt und vernetzt im Sozialraum agiert. 
Durch eine gut ausgebaute Schulsozialarbeit können soziale 
Benachteiligungen und Ungleichheiten im Schulsystem abge-
baut werden, so dass alle Schüler*innen gleiche Bildungschan-
cen erhalten und ihre Potenziale voll entfalten können.

Inklusive Bildung muss vor Ort umgesetzt werden
Zwar werden heute mehr Kinder mit Behinderungen an allge-
meinbildenden Schulen unterrichtet als noch vor zehn Jahren, 
doch ist die Exklusionsquote in Baden-Württemberg nach wie 
vor die Höchste im Bundesvergleich4 und die Inklusionsquote 
niedriger als im Bundesdurchschnitt. Inklusive Bildung muss 

1 https://ibbw-bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-2047455401/KULTUS. 
Dachmandant/KULTUS/Dienststellen/ibbw/Systemanalysen/Bildungsberichterstattung/
Bildungsberichte/Bildungsbericht_2022/Bildungsbericht_BW_2022.pdf

2 https://www.iqb.hu-berlin.de/bt/BT2022/Bericht/
3 https://ibbw-bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-2047455401/KULTUS. 

Dachmandant/KULTUS/Dienststellen/ibbw/Systemanalysen/Bildungsberichterstattung/
Bildungsberichte/Bildungsbericht_2022/Bildungsbericht_BW_2022.pdf

4 https://rackles.com/wp-content/uploads/2022/05/Inklusionsstudie- 
Rackles-Consulting-2021.pdf

Übergänge von Grundschulen auf darauf aufbauende Schulen nach Migrationshintergrund und 
Staatsangehörigkeit zum Schuljahr 2022/23 in Baden-Württemberg – Anteile in Prozent

Insgesamt

5,3

33,0

45,0

13,4

3,3 4,0

32,1

49,5

12,5

2,0

ohne Migrations- 
hintergrund

8,4

35,3 34,4

15,6

6,2

mit Migrations- 
hintergrund

6,1

37,5
40,2

12,5

3,8

Deutsche mit  
Migrationshintergrund

11,4

32,7

27,0

19,6

3,8

Ausländer*innen

Sonstige*

Gemeinschaftsschulen

Gymnasien

Realschulen

Werkreal-/Hauptschulen

Andere Schularten sowie Wieder-
holer*innen, Nichtversetzte und  
Schüler*innen der Klassenstufe 4 
ohne Grundschulempfehlung.

Datenquelle: Amtliche  
Schulstatistik

Statistisches Landesamt  
Baden-Württemberg

vor Ort umgesetzt und die Rahmenbedingungen müssen an-
gepasst werden, um mehr Barrierefreiheit im Bildungssystem 
zu gewährleisten. Dazu gehören Maßnahmen wie barrierefreie 
Schulgebäude und Verbesserungen bei der Finanzierung und 
den Rahmenbedingungen für Schulbegleitung und Assistenz. 
Die Gleichbehandlung von behinderten und nicht behinderten 
Schülern ist für das Gelingen von Inklusion unerlässlich.

Kommunalpolitik soll dazu beitragen, gleiche 
Bildungschancen zu schaffen. Dazu muss die 
Kommune niedrigschwellige Bildungsangebote 
bereitstellen, damit auch Menschen, die bisher 
aufgrund ihrer sozialen Herkunft oder ihres sozio-
ökonomischen Status einen erschwerten Zugang 
zu Bildung hatten, diesen Zugang erhalten.

mailto:kleinheinz%40paritaet-bw.de?subject=
https://www.paritaet-bw.de
https://ibbw-bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-2047455401/KULTUS.Dachmandant/KULTUS/Dienststellen/ibbw/Systemanalysen/Bildungsberichterstattung/Bildungsberichte/Bildungsbericht_2022/Bildungsbericht_BW_2022.pdf
https://ibbw-bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-2047455401/KULTUS.Dachmandant/KULTUS/Dienststellen/ibbw/Systemanalysen/Bildungsberichterstattung/Bildungsberichte/Bildungsbericht_2022/Bildungsbericht_BW_2022.pdf
https://ibbw-bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-2047455401/KULTUS.Dachmandant/KULTUS/Dienststellen/ibbw/Systemanalysen/Bildungsberichterstattung/Bildungsberichte/Bildungsbericht_2022/Bildungsbericht_BW_2022.pdf
https://www.iqb.hu-berlin.de/bt/BT2022/Bericht/
https://ibbw-bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-2047455401/KULTUS.Dachmandant/KULTUS/Dienststellen/ibbw/Systemanalysen/Bildungsberichterstattung/Bildungsberichte/Bildungsbericht_2022/Bildungsbericht_BW_2022.pdf
https://ibbw-bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-2047455401/KULTUS.Dachmandant/KULTUS/Dienststellen/ibbw/Systemanalysen/Bildungsberichterstattung/Bildungsberichte/Bildungsbericht_2022/Bildungsbericht_BW_2022.pdf
https://ibbw-bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-2047455401/KULTUS.Dachmandant/KULTUS/Dienststellen/ibbw/Systemanalysen/Bildungsberichterstattung/Bildungsberichte/Bildungsbericht_2022/Bildungsbericht_BW_2022.pdf
https://rackles.com/wp-content/uploads/2022/05/Inklusionsstudie-Rackles-Consulting-2021.pdf
https://rackles.com/wp-content/uploads/2022/05/Inklusionsstudie-Rackles-Consulting-2021.pdf


Teilhabe von Kindern  
mit Behinderung  

ist ein Grundrecht!
Behinderungsbedingte Diskriminierungen  

verhindern nachhaltige Inklusion 

Die UN-Behindertenrechtskonvention sieht in den Artikeln 7 und 24 vor, dass jedes Kind mit  
Behinderung – unabhängig von deren Art und Umfang – einen Anspruch auf einen Platz in einem Re-
gelkindergarten hat, in dem es täglich eine bedarfsentsprechende Erziehung, Förderung und Betreu-

ung erhält. Leider sieht aktuell die Wirklichkeit an vielen Orten in Baden-Württemberg anders aus. 

Nach dem „Länderreport Frühkindliche Bildungssysteme 
2023“ kann aktuell lediglich nur eines von drei Kindern mit 
Behinderung diesen Anspruch im Alltag vor Ort tatsächlich 
einlösen, Tendenz fallend. 

Immer wieder werden Kinder mit Behinderung bei der Kita-
platzvergabe benachteiligt. Betreuungsverträge enthalten 
immer wieder besondere begrenzende Passagen bezüglich 
des Betreuungsaufwands des einzelnen Kindes. Dies sind be-
hinderungsbedingte Diskriminierungen der Kinder und eben-
falls deren Familien, nachhaltige Inklusion wird so verhindert. 

Für ein gelingendes inklusives Zusammenleben ist es ganz 
wichtig, dass Kinder möglichst von Beginn an vor Ort ge-
meinsam aufwachsen. Der gemeinsame Kindergarten-/ Kita-
besuch ist dafür ein zentraler Baustein. Für die Eltern ist eine 
gute, verlässliche Betreuung ihrer Kinder zudem ein wichtiger 
Garant für eine mögliche Berufstätigkeit.

Gleichberechtigte Teilhabe ist eine  
kommunale Aufgabe 
Die Kommunen vor Ort sind hier gefordert, Lösungen zu fin-
den und bereitzustellen, so dass die Ansprüche der Kinder 
aus der UN-Behindertenrechtskonvention flächendeckend 
Realität in Baden-Württemberg werden. Aus Sicht des Pa-
ritätischen Baden-Württemberg muss jede Kita und jeder 
Kindergarten in die Lage versetzt werden, alle Kinder vor 
Ort aus dem Einzugsgebiet aufzunehmen und eine individu-

Kontakt 
Michael Tränkle 
Leitung Bereich Menschen  
mit Behinderung 
Der Paritätische  
Baden-Württemberg 
traenkle@paritaet-bw.de 
www.paritaet-bw.de

Gleichberechtigte Teilhabe für Kinder mit Behinderung in Kita und Kindergarten  
ist ein Grundanspruch nach der UN-Behindertenrechtskonvention und muss flächen-
deckend in allen Kommunen in Baden-Württemberg umgesetzt werden, es darf keine 
behinderungsbedingten Beschränkungen für Kinder mit Behinderung mehr geben. 
Die Kitas und Kindergärten müssen personell, baulich und strukturell so aufgestellt 
sein, dass sie alle Kinder bedarfsgemäß betreuen, fördern und erziehen können. 
Siehe dazu auch den Beitrag auf Seite 26/27.

ii

elle frühkindliche Förderung, Bildung und Erziehung leisten 
zu können. 

Die Finanzierung dieser für eine gleichberechtigte Teilhabe 
von Kindern mit Behinderung erforderlichen Maßnahmen 
darf nicht zu einer Erhöhung der Elternbeiträge führen, son-
dern muss von den Kommunen bereitgestellt werden. 

Keine Utopie, sondern realistische Perspektive
Verschiedene Modellprojekte zeigen, dass dies auch in der 
aktuellen Zeit mit ihren Herausforderungen finanzieller und 
personeller Art keine ferne Utopie, sondern eine mögliche 
und realistische Perspektive ist.

In einer Übergangszeit kann es darüber hinaus ergänzend noch  
erforderlich sein, für die Betreuung, Förderung und Erziehung 
von Kindern mit besonders intensiven Bedarfen übergangs-
weise Kindergärten mit ganz besonderer Ausstattung bereit zu 
halten, die sogenannten Schulkindergärten. Sie bilden aktuell 
noch einen wichtigen Baustein in der Landschaft der frühkind-
lichen Bildung, Betreuung, Förderung und Erziehung.

Es ist kommunale und darüber hinaus unsere gemeinsame 
Aufgabe als Gesellschaft, diese gleichberechtigte Teilhabe flä-
chendeckend für Kinder mit Behinderung sicherzustellen und zu 
leben. Kinder mit Behinderung und ihre Familien dürfen durch 
die Begrenzung von Betreuungszeiten und getrenntes Heran-
wachsen keine Ausgrenzung und Diskriminierung erfahren.

16 Paritätinform
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Der Paritätische fordert 

Q	 Es sind wirkungsvolle Strategien zu entwickeln, wie 
der notwendige Personalbedarf gedeckt werden 
kann

Q	 Für das Personal sind Fortbildungen und Qualifi-
zierungen in den Bereichen frühkindliche Entwick-
lung und Entwicklungsstörungen, Heilpädagogik 
und Behinderungsbilder erforderlich

Q	 Netzwerke zu bestehenden Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe wie Frühförderstellen, Bera-
tungsstellen, besonderen Kindergärten, SBBZ und 
weiteren Stellen müssen geknüpft, gepflegt und 
die Beratung der Fachkräfte vor Ort durch diese 
Stellen finanziert werden

Q	 Pools für individuell zusätzlich benötigte ergän-
zende Integrationskräfte müssen aufgestellt und 
vorgehalten werden, so dass individuelle Unter-
stützungsleistungen beim Besuch des Regelkin-
dergartens kurzfristig realisiert werden können

Q	 Schließlich müssen eine Vielzahl von Kitas und 
Kindergärten auch hinsichtlich der Barrierefreiheit 
im Alltag umgestaltet und renoviert werden
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Das Leben  
mit einer  

Erkrankung  
meistern

Psychisch kranke Menschen  
brauchen eine solide  

Grundversorgung

In Deutschland sind etwa 27,8 Prozent der erwachsenen Bevölkerung  
von einer psychischen Erkrankung betroffen. Das ist jede vierte  

erwachsene Person. Umgerechnet auf Baden-Württemberg sind das  
in absoluten Zahlen mehr als 2,5 Millionen Menschen. Nachfolgend soll  
das Hilfesystem für (chronisch) psychisch kranke Menschen in Baden- 
Württemberg skizziert und zahlenmäßig grob charakterisiert werden.
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Medizinische und therapeutische Versorgung
Wie alle kranken Menschen sind psychisch kranke Men-
schen sowohl auf eine gute medizinische Versorgung durch 
niedergelassene Ärzte und Therapeuten als auch in Kran-
kenhäusern angewiesen. Neben Hausärzten brauchen sie 
Psychiater*innen und Psychotherapeut*innen in erreichbarer 
Nähe, bei denen sie rasch einen Termin bekommen, wenn die 
psychischen Schmerzen groß sind. Das ist heute leider keine 
Selbstverständlichkeit. Betroffene berichten von langen War-
tezeiten bei den Fachärzten und noch längeren Wartezeiten, 
wenn es um einen Psychotherapieplatz geht. 

Beratung, Begleitung  
und Begegnung
Psychische Erkrankungen machen 
oft Angst, denn weder die Person, 
die erstmals erkrankt, noch Angehö-
rige und Freunde können die Verän-
derungen in der Wahrnehmung und 
dem Verhalten auf Anhieb ver stehen 
und einordnen. Deshalb braucht es 
Ansprechpersonen, die neben den 
Hausärzten den Betroffenen und 
ihren Angehörigen bei der Einord-
nung, dem Umgang mit der Er-
krankung und im Hinblick auf die 
Vermittlung von Hilfen weiterhelfen. 

Diese Aufgabe übernehmen die So-
zialpsychiatrischen Dienste (SpDi), 
die darüber hinaus auch chronisch 
psychisch Erkrankte grundständig 

dauerhaft begleiten. Im Jahr 2022 haben die 70 SpDis in 
Baden-Württemberg insgesamt 30.125 Menschen erreicht. 
Wie gut oder schlecht die SpDis die Aufgaben der Grund-
versorgung ausführen können, hängt nicht zuletzt von der 
Finanzierung ab. Diese setzt sich (größtenteils) aus Antei-
len des Landes und des jeweiligen Stadt- und Landkreises  
zusammen. 

Tagesstätten als Bestand der Grundversorgung 
Ein weiterer Bestandteil der Grundversorgung sind die Ta-
gesstätten für psychisch kranke Menschen, die es in allen 
Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs gibt. Sie sind 
für viele chronisch psychisch kranke Menschen ein Grund, 
morgens aufzustehen, das Haus zu verlassen, um andere 
Menschen zu treffen, gemeinsam tätig zu sein, Mittag zu es-
sen, einfach um am Leben teilzunehmen. 

2021 besuchten pro Tag ca. 1.464 Menschen eine der 104 
Tagesstätten in Baden-Württemberg. Tagesstätten werden 
von den Stadt- und Landkreisen im Rahmen der kommunalen 
Daseinsvorsorge finanziert.

SpDis und Tagesstätten tragen dazu bei, dass psychisch 
kranke Menschen psychische Stabilität zurückgewinnen und 

Kontakt
Christine Rauscher 
Referentin Sozialpsychiatrie 
Bereich Menschen mit Behinderung 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
rauscher@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de

Der Paritätische fordert 

Jeder psychisch kranke Mensch in Baden- 
Würt temberg soll Zugang zu den erforder lichen 
Hilfen haben. Dies schließt rasche medizinisch- 
therapeutische Hilfe, ausrei chend niederschwellige 
Leistungen der Grundversorgung und die indivi-
duellen Leis tungen der Eingliederungshilfe für 
Menschen mit Behinderung ein. 

erhalten können, weniger häufig ins Krankenhaus müssen 
und am Leben teilhaben können. Ohne diese Grundversor-
gung wäre mit einem Anstieg der Leistungsberechtigten im 
Bereich der Eingliederungshilfe zu rechnen. 

Leistungen der Eingliederungshilfe
Wenn psychische Erkrankungen dazu führen, dass Menschen 
dauerhaft und umfassender – als über die Grundversorgung 
möglich – auf Hilfe angewiesen sind, um ihren Alltag bewältigen  
und am Leben teilhaben zu können, braucht es weitergehen-
de Hilfe. Dies sind in der Regel Leistungen der Einglie de-
rungshilfe. Träger der Eingliederungshilfe sind in Baden-Würt-
temberg die jeweils zuständigen Stadt- und Landkreise.

In Baden-Württemberg erhielten Ende 2022 über 25.500 
Personen aufgrund ihrer seelischen Beeinträchtigung Ein-
gliederungshilfe. Dazu zählen z.B. Assistenzleistungen in 
der eigenen Wohnung, in Pflegefamilien oder in Wohnhei-
men (sogenannten „besonderen Wohnformen“). Neben den 
Leistungen, die sich auf das Wohnen beziehen, gibt es auch 
Leistungen im Hinblick auf Tagesstrukturierung, Beschäfti-
gung und Arbeit. Denn neben den Fähigkeiten, den Alltag zu 
bewältigen (z.B. sich mit Lebensmitteln zu versorgen, den 
Haushalt in Ordnung zu halten, sich um die eigene Körper-
hygiene zu kümmern, an Arzttermine zu denken und diese 
wahrzunehmen, Briefe von Ämtern zu beantworten, in Kontakt 
mit anderen Menschen zu treten, die Freizeit zu gestalten 
u.v.m) können auch die Fähigkeiten, den Tag zu strukturieren, 
sich zu beschäftigen oder zu arbeiten, beeinträchtigt sein.

Respekt, Solidarität und Anerkennung
Neben einer guten medizinisch-therapeutischen Versor-
gung, Beratung, Begleitung und Assistenz sind Menschen 
mit chronisch psychischen Erkrankungen auch auf unser 
aller Respekt, unsere Solidarität und unsere Anerkennung 
angewiesen, um ihr Leben mit der Erkrankung zu meistern.

27,8 %
der erwachsenen  
Bevölke rung sind von  
einer psychischen  
Erkrankung betroffen. 

Das ist jede vierte  
erwachsene Person.  
Umgerechnet auf Baden-
Württemberg sind das in 
absoluten Zahlen mehr  
als 2,5 Millionen Menschen.

Über 25.500  
Personen 
erhielten Ende 2022  
aufgrund ihrer seelischen 
Beeinträchtigung in  
Baden-Württemberg  
Eingliederungshilfe.
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Michaela Schadeck,  
Geschäftsführerin der In-
dividualhilfe Ambulanter 
Dienst gGmbH Heidel-
berg, kam mit 24 Jah-
ren nach Heidelberg. 

Aus einem kleinen bayrischen 
Dorf ohne jegliche Infrastruktur 
für Rollstuhlfahrer kommend, 
empfand sie Heidelberg Anfang 
der 90er-Jahre als „Paradies der 
Barrierefreiheit“. „Hier gab es einen  
Linienbus mit Hebebühne für 
meinen elektrischen Rollstuhl 
und öffentliche Rolli-Toilet-
ten“ – auch wenn es nur 
zwei öffentliche Toiletten 
über das ganze Stadt-
gebiet waren und genau 
eine Buslinie, bei der 
immerhin jeder zweite 
Bus eine Hebebühne 
hatte. 
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Barrierefreiheit als zentrale Voraussetzung  
für eine inklusive Gesellschaft
Barrieren verhindern eine gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben

Inzwischen sind 30 Jahre vergangen. So gut wie alle Buslinien in Heidelberg sind mit 
Rampen ausgestattet und auch der Nahverkehr auf den Schienen ist auf dem Wege 
dahin. Aber noch nicht alle Haltestellen wurden entsprechend angehoben. Gerade in 
ihrem Stadtteil ist noch keine einzige Haltestelle baulich angepasst, so dass ein Ein-
stieg in die Straßenbahn nur mit ausgeklappter Rampe möglich ist. Das sei eigentlich 
kein Problem und klappe wunderbar, allerdings dürften die Fahrer die Rampe gar nicht 
ausklappen, weil es steiler als vorgegeben und damit zu gefährlich sei. Solange es 
keine bauliche Lösung gibt, ist sie froh, dass die meisten Fahrer sie trotzdem über die 
Rampe aussteigen lassen und sie diese Barriere so überwinden kann.
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Es gibt noch viel zu tun
Michaela Schadeck sieht, dass in den letzten Jahrzehnten un-
glaublich viel erreicht wurde. „Dass es noch viel zu tun gibt, 
ist auch klar.“ Ihr sind Menschen bekannt, die aufgrund einer 
fortschreitenden Behinderung ihre Wohnung nicht mehr ver-
lassen können. Es werden dringend viel mehr barrierefreie 
Wohnungen gebraucht. „Mir ist bewusst, wie gut ich es mit 
meiner Wohnung im Erdgeschoss habe. In Begleitung mei-
ner Assistenten der Individualhilfe verlasse ich mehrmals 
täglich das Haus, ohne mir überhaupt Gedanken darüber zu 
machen – in die Arbeit, Einkaufen, Freunde besuchen usw.“ 
Für viele Menschen ist dies jedoch nicht möglich – aufgrund 
vieler baulicher Barrieren, die sie immer noch an einer gleich-
berechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben hindern.

Für Veranstaltungen wünscht sie sich neben barrierefrei zu-
gänglichen Räumen auch die Möglichkeit einer digitalen 
Teilnahme: „Wenn mit digitalen Eintrittskarten Theaterver-
anstaltungen, Konzerte und Vorträge als Hybridveranstaltung 
übertragen werden könnten, wäre auch für viele Menschen 
eine kulturelle Teilhabe möglich.“

Kontakt 
Heike Händel 
Referentin Teilhabe am Arbeitsleben 
Bereich Menschen mit Behinderung 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
haendel@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de

Der Paritätische fordert 

Q	 Barrierefreiheit ist bei weitem kein „nice to have“. 
Sie ist ein verbrieftes Recht, das sich unter  
anderem aus Artikel 9 der UN-Behindertenrechts-
konvention (UN-BRK) ergibt.

Q	 Barrierefreiheit ist viel mehr als die Rampe vor der 
Tür, der barrierefreie Fahrstuhl, die barrierefreie 
Toilette oder das Blindenleitsystem. Barriere-
freiheit spielt in allen Bereichen des Lebens 
eine Rolle. Barrierefreiheit heißt, dass Gebäude 
und öffentliche Plätze, Arztpraxen, Apotheken, 
Arbeitsstätten und Wohnungen, Verkehrsmittel 
und Gebrauchsgegenstände, Dienstleistungen und 
Freizeitangebote so gestaltet werden, dass sie für 
alle ohne fremde Hilfe zugänglich sind. Wo Orte, 
Räume oder Kommunikationsmittel nicht bar-
rierefrei sind, bleibt Teilhabe am kulturellen und 
politischen Leben, an der Arbeitswelt und in der 
Freizeit verwehrt. 

Q	 Barrierefreiheit ist die zentrale Voraussetzung für 
eine inklusive Gesellschaft. 

Orte der Zusammenkunft
Wesentlich für das Wohlfühlen in einer Stadt ist für Michae-
la Schadeck das Vorhandensein zugänglicher Rollstuhl-Toi-
letten. Ob es öffentliche WC-Häuschen, „mobile Toilette für 
alle“ oder Rolli-Toiletten in öffentlichen Gebäuden oder der 
Gastronomie sind, spielt für sie dabei keine Rolle, solange 
sie über einen Stadtplan (analog oder besser noch digital) 
sichtbar gemacht werden. In Heidelberg gibt es hierfür den 
Stadtführer (https://heidelberg.huerdenlos.de/).

Vor allem kulturelle Einrichtungen wie Theater, Kino und 
Veranstaltungsräumlich keiten sollten darin als barrierefrei 
gekennzeichnet sein. Wo kann Teilhabe und gemeinsames 
Erleben denn besser funktionieren als an solchen öffentli-
chen Orten? 

Weshalb sollte eine Gesellschaft Orte der Zusammenkunft 
entstehen lassen, an denen per se sofort ein Teil der Gesell-
schaft ausgeklammert wird? Das ist ihres Erachtens nicht die 
Idee kultureller Stätten. Dass diese Ausgrenzung aber in der 
Realität oft passiert, sei nicht mal böser Absicht geschuldet, 
sondern eher einer Gedankenlosigkeit oder mangelnden Er-
fahrungswissens. „Was man selbst nicht zwingend braucht, 
wird nicht unbedingt wahrgenommen: Ein Fußgänger nimmt 
oft gar nicht wahr, ob er zu ebener Erde in ein Restaurant 
hineingekommen ist oder ob er dazu zwei Stufen überwun-
den hat. Aus diesem Grund ist es eben wichtig, dass sich 
Menschen hierzu immer wieder austauschen.“

Sprachrohr für Minderheiten
Mobilitätseingeschränkte Menschen gibt es zwar viele, sie 
sind aber trotzdem eine Minderheit in der Gesellschaft. Eine 
von vielen. Deshalb müsse auch jeder Minderheit ein ent-
sprechendes Sprachrohr gegeben werden. In Heidelberg gibt 
es dafür bereits seit über 15 Jahren den Beirat von Menschen 
mit Behinderung. Er ist ein beratendes Gremium des Ge-
meinderats. Seine Aufgabe ist es, für die Bedürfnisse dieser 
Menschen einzustehen.

Wenn unterschiedliche Bedürfnisse berücksichtigt werden 
sollen, kann es – so ist ihre Erfahrung – manchmal nur ein 
Kompromiss sein: „Natürlich gefällt es mir auch nicht, wenn 
ich in einem Theater mit meinem Rolli nur in dem dafür 
abgegrenzten Bereich sitzen darf und nicht neben meinen 
Freunden, die mich begleiten. Aber ich komme stufenlos an 
meinen Platz, die Türen gehen automatisch auf und es gibt 
eine Rolli-Toilette. All die Dinge, die ich in meinem bayri-
schen Dorf heute noch vermisse.“

https://heidelberg.huerdenlos.de/


Fit machen für die Zukunft
Perspektiven für Freiwillige: Engagement und Selbsthilfe in den Kommunen 

Eine Kita gründen, Geflüchtete betreuen, Kranke im Hos-
piz begleiten, den Bürgerbus fahren, für Senior*innen 
einkaufen, eine Selbsthilfegruppe oder eine Mitglieder-
versammlung leiten. Das freiwillige Engagement in den 
Kommunen hat viele Facetten. Es macht nicht nur unsere 
Städte und Gemeinden lebenswert, sondern stärkt den 
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. 

Das Engagement entfaltet enorme Kraft und ist von unschätz-
barem Wert - wie sich gerade in Krisenzeiten zeigt. Die Frei-
willigen vor Ort handeln in solchen Situationen oft schneller 
und lösen Probleme unbürokratischer als staatliche Akteure. 
Dieser Einsatz von Menschen für die Gemeinschaft ist un-
ersetzlich. Damit das auch in Zukunft so bleibt, muss die 
kommunale Politik Rahmenbedingungen schaffen, die das 
Engagement fördern und weiterentwickeln.

Dies gilt umso mehr, als sich das freiwillige Engagement nicht 
von gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen abkoppeln kann. 
Die meisten Menschen möchten sich nur kurzfristig engagie-
ren. Es wird schwieriger, Nachwuchs für Vorstandsaufgaben 
zu finden. Vereine und Initiativen kämpfen mit Freiwilligen- 
und Nach wuchsmangel, über bordender Bürokratie, dem 

Modernisie rungs stau in der öffent-
lichen Verwaltung und knappen fi-
nanziellen Mitteln. Das Ehrenamt 
muss sich auf die beschleunigte 

Digitalisierung, den verstärkten Zuzug in Städte oder die Ab-
wanderung auf dem Land, aber auch auf den Klimawandel 
einstellen. Und seine Strategien anpassen, Prozesse verän-
dern und Investitionen tätigen. Das ist eine enorme Heraus-
forderung, zumal sich die Menschen heutzutage möglichst 
flexibel engagieren möchten und die Bindungskraft von Ver-
einen nachlässt. 
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Kontakt
Christiane Hagmann-Steinbach  
Leitung Bereich Bürgerschaftliches  
Engagement, Zivilgesellschaft und CSR 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
hagmann-steinbach@paritaet-bw.de 
www.paritaet-bw.de
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46,1 %
der Bevölkerung ab 14 Jahre 
engagieren sich in Baden-
Würt temberg freiwillig. 
Das sind 6% mehr als  
im Bundesdurchschnitt. 

Quelle: https://sozialministerium.
baden-wuerttemberg.de/de/service/
presse/pressemitteilung/pid/baden-
wuerttemberg-mit-hoechster-quote-
ehrenamtlich-engagierter-unter-allen-
bundeslaendern; Abruf 16.02.24

Der Paritätische fordert 

Q	 Eine verlässliche und dauerhafte kommunale 
Finanzierung des Engagements, der Freiwilligen-
agenturen und der Selbsthilfekontaktstellen

Q	 Investition in die Digitalisierung des freiwilligen 
Engagements, auch um neue Zielgruppen zu  
erreichen und die Produktivität zu erhöhen

Q	 Bereitstellung von Infrastrukturen für freiwilliges 
Engagement wie beispielsweise frei verfügbare 
Räume, Labs oder digitale Austauschplattformen

Q	 Einfache, unbürokratische und nachhaltige För-
derprogramme zum Auf- und Ausbau der für die 
Transformation notwendigen Kompeten zen z.B. in 
Zusammenarbeit mit lokalen Bildungsorganisa-
tionen 

Q	 Einbindung in die politische Entscheidungs-
findung vor Ort 

mailto:hagmann-steinbach@paritaet-bw.de
http://www.paritaet-bw.de
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Gesundheit für alle
Stärkung der Gesundheitsversorgung in der Kommune

Obwohl das generelle Niveau der Gesundheitsversorgung in Baden-Württemberg, in seinen Städten und Gemeinden,  
hoch ist, gibt es in der Gesundheitslandschaft vor Ort zahlreiche Baustellen wie Ärztemangel im ländlichen Raum, 
Über- und Fehlversorgung im stationären Bereich, mangelnde Attraktivität der Pflegeberufe usw. Gefragt sind  
Lösungen, die sich durch ein hohes Maß an sektoren- und politikübergreifender Vernetzung, Regionalität, Beteiligung, 
Patientennähe, sozialen Ausgleich und Nachhaltigkeit auszeichnen.

Gesundheitswesen soll eine sozialraumorientier-
te, integrierte und sektorenübergreifende Versor-
gung fördern. Den Gesundheitskiosken kommt 
damit eine wichtige Lotsenfunktion im Sozial-
raum zu. Bei der Einrichtung der Gesundheits-
kioske sollen sich die Kommunen mit jeweils 20 
Prozent Anschubfinanzierung beteiligen. 

Weitere Infos  
Gesundheits- 
kioske

Kontakt
Regina Steinkemper, Leitung Bereich 
Engagement, Selbsthilfe und Gesundheit 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
steinkemper@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de

Der Paritätische fordert 

Q	 Gesundheitskioske und andere niedrigschwellige 
Angebote im Einklang mit der bestehenden Infra-
struktur vor Ort aufbauen

Q	 Gesundheitsförderung und Prävention in den 
Lebenswelten vor Ort verankern, vorhandene 
Ressourcen fördern und sektorenübergreifende 
Zusammenarbeit stärken

Q	 Wohlfahrtsverbände mit ihren helfenden Res sour-
cen an der Planung und Umsetzung von Maß-
nahmen der Gesundheitsförderung im Rahmen 
einer kommunalen Präventionsstrategie stärker 
beteiligen und unterstützen

Q	 Bürger*innen, Selbsthilfe und Gesundheits-
initiativen an allen gesundheitlichen Gestaltungs-
prozessen vor Ort beteiligen

Kommunen sind in den verschiedenen Lebenswelten und 
ihrer Sozialräumlichkeit Dreh- und Angelpunkt und ein maß-
geblicher Akteur der gesundheitlichen und medizinischen 
Versorgung ihrer Bürger*innen, wenngleich grundsätzliche 
Weichenstellungen und der Rahmen der Gesundheitspolitik 
durch Bund und Land, die Sozialversicherungsträger und die 
Selbstverwaltung im Gesundheitswesen vorgegeben sind.

Mit dem angekündigten Gesetz zur Stärkung der Gesund-
heitsversorgung in der Kommune (Gesundheitsversorgungs-
stärkungsgesetz) soll noch in dieser Legislatur quasi an die 
Zielsetzung des GKV-Versorgungsstärkungsgesetzes aus 
2015 angeknüpft werden. Damit sollen u.a. Gesundheitski-
oske, Primärversorgungszentren und Gesundheitsregionen 
umgesetzt werden. 

Ebenfalls in dieser Legislatur vorgesehen ist eine Novellie-
rung des Präventionsgesetzes. Wichtig wäre es dabei aus 
unserer Sicht, die bisherige präventionspolitische Engfüh-
rung auf die Gesetzlichen Krankenkassen zu überwinden 
und den Präventionsauftrag auf weitere Akteure (Sozialver-
sicherungsträger, Bund, Länder etc.) auszuweiten und deren 
Kooperation verbindlicher zu gestalten.

Insgesamt müssen ambulante und stationäre Versorgung, 
Gesundheitsförderung und Prävention, Rehabilitation, Pfle-
ge und palliative Medizin sowie bürgerschaftliche Strukturen 
enger miteinander verzahnt werden. Zur Sicherstellung einer 
leistungsstarken, bedarfsgerechten, ortsnahen gesundheitli-
chen und medizinischen Versorgung ist die stärkere Vernet-
zung der Versorgungssysteme und die Überwindung starrer 
Sektorengrenzen unerlässlich.

Gesundheitskioske mit  
Lotsenfunktion im Sozialraum
Die Bundesregierung hat sich in ihrem Koa litionsvertrag dar-
auf verständigt, in der kom menden Legislatur niedrigschwel-
lige Beratungsangebote für die Behandlung und Prävention 
in besonders benachteiligten Kommunen und Stadtteilen zu 
errichten. Konkret befinden sich hierfür nun sogenannte „Ge-
sundheitskioske“ im Gespräch. Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach hat bereits erste Eckpunkte für ein mögliches 
Rollout vorgestellt. Gesundheitskioske sollen in sozial benach-
teiligten Kommunen und Stadtteilen als niedrigschwellige An-
laufstelle der Sozial- und Gesundheitsberatung dienen. Die 
engere Vernetzung mit kommunalen Akteuren im Sozial- und 
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Kontakt
Christiane Hagmann-Steinbach  
Leitung Bereich Bürgerschaftliches  
Engagement, Zivilgesellschaft und CSR 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
hagmann-steinbach@paritaet-bw.de 
www.paritaet-bw.de
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Die Corona-Pandemie hat die sozialen Ungleichheitsbedingungen für Familien in unserer Gesellschaft deutlicher vor 
Augen geführt als alle bisher bekannten Studienergebnisse. Der Lockdown als Eindämmungsmaßnahme für das Virus 
stellte das Zusammenleben in den Familien auf die Zerreißprobe und brachte eine Reihe von Mehrfachbelastungen 
mit. Unzureichender Wohnraum ohne Rückzugsmöglichkeiten, Home-Schooling, Kinderbetreuung, Hausarbeit und 
Home-Office führten dazu, dass die Anspannung in den Familien stetig wuchs und sie sich in ihrer Ohnmacht von 
der Politik im Stich gelassen fühlten. 

Mit dem sogenannten Social Distancing brachen für die Fa-
milien wertvolle Unterstützungsmöglichkeiten durch Großel-
tern, andere Familienmitglieder und Freundeskreis von heute 
auf morgen weg. Kinder und Jugendliche mussten auf Spiel, 
Spaß und Hobbies außerhalb des Elternhauses verzichten. 
Der fehlende Kontakt zu Freunden und Gleichaltrigen stürzte 
viele Familien, Kinder und Senior*innen in Einsamkeit und 
soziale Isolation. Es waren vor allem Mütter, die in der Pan-
demie in traditionelle Geschlechterrollen zurückfielen und 
alleinerziehende Eltern, die vor der kaum alleine zu bewäl-
tigenden Herausforderung standen, Kinder und Beruf unter 
einen Hut zu bekommen.

Familien haben viel gelernt aus der  
Corona-Pandemie
Laut einer Umfrage von Yougov im Mai 2021 gaben rund 
23 Prozent der befragten Familien in Deutschland an, dass 
sich ihre Familie durch die Corona-Maßnahmen weiter von-
einander entfernt hätte. Nur 16 Prozent gaben an, dass die 
Maßnahmen zur Eindämmung des Coronavirus den Fami-
lienzusammenhalt gestärkt hätten. Ob die Familien gestärkt 
oder geschwächt aus der Corona-Pandemie herausgegangen 
sind, sei mal dahingestellt. Mit Blick auf die bevorstehen-
den Kommunalwahlen ist es umso wichtiger, den Fokus auf 
die Tatsache zu konzentrieren, dass die Familien viel gelernt 

haben aus der Corona-Pandemie. Sie haben den Umgang 
der Bundes-, Landes-, und Kommunalpolitik mit den Heraus-
forderungen der Pandemie intensiv beobachtet.  Sie haben 
gelernt, welche Mechanismen in den Kommunen gut und we-
niger gut oder gar nicht funktionieren, welche Stellschrauben 
im System besonders fragil sind, wie weit es mit der hoch-
gelobten Digitalisierung vor Ort aussieht und letztendlich 
haben sie realisiert, wie familienfreundlich ihre Kommunen 
tatsächlich aufgestellt sind.

Kinder- und familienfreundliche Kommunalpolitik 
als Zukunftsstrategie
Der demografische Wandel, mangelnde Arbeits-und Fach-
kräfte, Faktoren wie Betreuungs- und Bildungsqualität in den 
Regionen, familiengerechte Sozialräume und nicht zuletzt die 
Diskussionen rund um den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
führen immer mehr dazu, dass sich die Kinder- und Familien-
freundlichkeit von Kommunen zu einem ernst zu nehmenden 
Standortfaktor entwickelt. 

Familien von heute suchen ihr neues Zuhause gezielt nach 
Kriterien der Kinder- und Familienfreundlichkeit von Kommu-
nen aus. Städte und Gemeinden, die eine gute Verkehrsan-
bindung haben,  die dem Wunsch- und Wahlrecht der Eltern 
gerecht werden, in denen die frühkindliche Bildung mit den 

Proaktiv gestalten statt 
reaktiv verwalten

Krisenfeste Familien brauchen familiengerechte Kommunalpolitik
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geringsten Elternbeiträgen angeboten wird, die Sozialräume 
familiengerecht gestaltet sind und in denen Organisationen 
mit vielfältigen Unterstützungsangeboten angesiedelt sind, 
sind attraktiv für Familien.

Städte und Regionen, die diese Kriterien erfüllen, sind auch 
ökonomisch für die Zukunft gewappnet. Attraktive Bedingun-
gen für Familien und kommunale Bestrebungen nach Verein-
barkeit von Familie und Beruf sind wichtige Standortfaktoren, 
die mit zunehmendem Arbeits-und Fachkräftebedarf immer 
mehr an Bedeutung gewinnen. Kommunen, die den Familien 
gute Lebens- und Rahmenbedingungen bieten, können so-
wohl Unternehmen als auch Arbeits- und Fachkräfte anziehen 
wie ein Magnet. 

Bausteine einer Kinder- und familienfreundlichen 
Kommunalpolitik
Die Bedürfnisse von Familien sind so vielfältig wie ihre Lebens-
formen und ändern sich je nach Familien- und Lebensphase. 
So ist es selbstverständlich, dass Familien mit Kleinkindern 
andere Bedürfnisse haben, als die mit Jugendlichen. 

Genauso brauchen Familien in Doppelverdiener-Haushalten 
andere Rahmenbedingungen und Unterstützungsmöglich-
keiten als Alleinverdienende bzw. Alleinerziehende. Hinzu 
kommen die unterschiedlichen Bedürfnisse einzelner Famili-
enmitglieder. Letztendlich hängt die Beurteilung der Familien-
freundlichkeit in Kommunen von der Haltung und Einstellung 
der Eltern ab. Denn ebenso vielfältig wie die Lebensformen, 
können auch die Einstellungen zur Familienfreundlichkeit 
sein. Demnach ist die Festlegung von Kriterien für die Kinder- 
und Familienfreundlichkeit in Kommunen und die gleichzei-
tige Berücksichtigung der Interessen aller Betroffenen eine 
große Herausforderung. Daher ist es unabdingbar, den Bedarf 
der Familien vor Ort zu kennen und sie an den Entscheidun-
gen der geplanten Maßnahmen zu beteiligen.  

Die Kommunalwahl als „Königsdisziplin“  
der Demokratie
Eine familiengerechte Kommunalpolitik ist kein Luxus, son-
dern eine Investition in die Zukunft unserer Gesellschaft. 
Maßnahmen der Kommunalpolitik, die die Familien stärken 
und unterstützen, schaffen die Grundlage für eine lebens-
werte, resiliente und demokratische Gemeinschaft, die auch 
den Herausforderungen der Zukunft gewachsen ist.

Der Paritätische fordert 

Q	 Strukturelle Absicherung von Maßnahmen und 
Angeboten in der Familienbildung und Familien-
beratung

Q	 Familienfreundliche Stadtplanung und die Schaf-
fung von familiengerechten Sozialräumen 

Q	 Maßnahmen zur Steigerung der Lebensqualität 
und der gesellschaftlichen Teilhabe, insbesondere 
von sozial benachteiligten Familien 

Q	 Schaffung von smarten Lösungen wie die digitale 
Vernetzung von Hilfestrukturen

Q	 Bereitstellung von kostenlosen Hygieneartikeln für 
Mädchen und Frauen in öffentlichen Gebäuden 

Kontakt
Feray Şahin 
Leitung Bereich Familie, Kinder,  
Migration und Diversity 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
sahin@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de

Die Kommunalpolitik ist zweifellos jene, die am nächsten 
an den Menschen dran ist. Bürger*innen sind von diesen 
politischen Entscheidungen unmittelbar betroffen. Auf kei-
ner anderen Ebene sind ihre Möglichkeiten zur Mitwirkung 
und Einflussnahme vielfältiger und nirgends sonst stehen 
politische Entscheidungen und deren Auswirkungen auf die 
Wählerschaft so dicht und direkt beieinander, als in der Kom-
munalpolitik.

Es ist an der Zeit, dass die sich teils auch wandelnden Bedürf-
nisse von Familien in den Kommunen berücksichtigt werden.  
Alle Bürger*innen haben die Möglichkeit, diese Veränderung 
herbeizuführen, indem sie bei den bevorstehenden Kommu-
nalwahlen Kandidat*innen wählen, die sich für Demokratie 
und eine familiengerechte Politik einsetzen und ein Zeichen 
für eine lebenswerte Zukunft für alle Familien in unseren Ge-
meinden setzen.

KOMMUNALSTRATEGIE
Steuerung und Vernetzung

Vereinbarkeit  
von Beruf  

und Familie

Frühe Bildung,  
Betreuung,  
Erziehung

Freizeit  
und Kultur

Gesundheits- 
förderung,  
Prävention

Familienbildung  
und Familien- 

förderung

Wohnen,  
Wohnumfeld,  

Mobilität

Älterwerden,  
Zusammenleben  
der Generationen

Bildung,  
lebenslanges  

Lernen

Integration  
und Antidis- 
kriminierung

 Paritätinform 25

In soziale Zukunft investieren

mailto:sahin%40paritaet-bw.de?subject=
https://www.paritaet-bw.de


Inklusive Kindertagesbetreuung
Es fehlt nicht am Willen, aber an ausreichenden finanziellen Mitteln  

und gesicherten Rahmenbedingungen

Um es gleich vorwegzunehmen: Inklusion meint mehr als die gemeinsame Förderung  
von Kindern mit und ohne Behinderung in der Kindertagesbetreuung. Gleichwohl wird der  

Begriff der „Inklusiven Kita” oft für genau diesen Teilbereich verwendet. Die nachfolgenden  
Ausführungen beziehen sich entsprechend auf diesen Aspekt der Inklusion.

Rechtliche Grundlagen
Die Gesetzeslage ist klar: Das Kinder- und Jugendstärkungs-
gesetz (KJSG) hat die Rechte von Kindern und Jugend-
lichen mit und ohne (drohende) Behinderung gestärkt. 
Seit Juni 2021 haben alle Kinder einen uneinge-
schränkten Rechtsanspruch auf gemeinsame För-
derung in Kindertageseinrichtungen und der 
Kindertagespflege. Ihre besonderen Bedürf-
nisse sind zu berücksichtigen. Im Dezem-
ber 2023 fand das Bundesrecht seinen 
Niederschlag auch im Kindertagesbe-
treuungsgesetz von Baden-Württemberg 
(KiTaG): „Kinder mit Behinderungen und 
Kinder ohne Behinderungen sollen ge-
meinsam gefördert werden. Die be-
sonderen Bedürfnisse von Kindern mit 
Behinderungen und von Kindern, die 
von Behinderung bedroht sind, sind zu 
berücksichtigen.“

438
Paritätische  

Einrichtungen  
insgesamt

Anzahl der betreuten  
Kinder mit erhöhtem  
Förderbedarf (2,1%)

341

Kinder mit erhöhtem 
Förderbedarf in Paritätischen 
Kindertageseinrichtungen 

Anzahl aller  
betreuten Kinder

16.132

Davon Einrichtungen,  
die mindestens  
ein Kind mit erhöhtem  
Förderbedarf betreuen

110

Was fehlt
Diese an sich sehr begrüßenswerte Änderung 
hat nur einen gravierenden Pferdefuß: Die für die 
Umsetzung erforderlichen Rahmungen wurden 
nicht näher definiert. Es fehlen weiterhin Rege-
lungen zur Finanzierung, zur Qualifizierung des 
Personals und zu weiteren Rahmenbedingungen. Quelle KitaDataWebhouse, Stand 1.3.2023
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„Ein eventueller zusätzlicher im Einzelfall zu ermittelnder 

Betreuungsbedarf von Kindern mit Behinderung, die in in-

tegrativen Gruppen gemäß § 1 Abs. 4 und § 2 Abs. 2 KiTaG 

betreut werden, ist vom Mindestpersonalschlüssel nach 

Absatz 1 Satz 1 nicht abgedeckt.” 

§ 1 Abs. 2 KiTaVO

Inklusive Betreuung durch Eingliederungshilfe
Bislang haben einige Träger von Kindertageseinrichtungen 
das Finanzierungssystem der Eingliederungshilfe genutzt, 
um die entsprechenden Voraussetzungen für eine gemein-
same Betreuung zu schaffen.

Christina Speck, Leiterin Kindertagesstätten der Lebenshilfe 
Karlsruhe, Ettlingen und Umgebung:

„Die beiden Kitas der Lebenshilfe Karlsruhe, Ettlingen 

und Umgebung setzen seit vielen Jahren ein Konzept für 

Kinder mit und ohne Förderbedarf um. Ganz selbstver-

ständlich erleben die Kinder im Alter von eins bis sechs 

Jahre Vielfalt und profitieren vom multiprofessionellen 

Team. In jeder Gruppe betreuen drei bis vier Fachkräfte 

und ein Praktikant 15 Kinder, davon vier bis fünf Kinder 

mit besonderem Förderbedarf. Finanziert wird der erhöhte 

Personalschlüssel mit Hilfe der Eingliederungshilfe für die 

jeweils vier bis fünf Kinder mit Förderbedarf.

Durch die vorhandene konzeptionelle Ausrichtung so-

wie die dafür geschaffenen personellen und finanziellen 

Rahmenbedingungen, wie z.B. durch Vereinbarungen mit 

der Abteilung Eingliederungshilfe, fließen die Mittel in 

die Grundausstattung und bieten Verlässlichkeit. Diese 

Rahmenbedingungen ermöglichen es, Plätze für Kinder mit 

und ohne besonderem Förderbedarf anzubieten. Damit In-

klusion nachhaltig umgesetzt werden kann, benötigt es ein 

multiprofessionelles Team. Durch die positive Haltung von 

Leitung und Mitarbeitenden gelingt es, inklusive Betreuung 

und Bildung zu leben und umzusetzen.“

Doch kann und darf die Eingliederungshilfe nicht flächende-
ckend dafür herangezogen werden, in allen Kitas die erfor-
derlichen Rahmenbedingungen zu schaffen. Zumal es auch 
hier noch Verbesserungsbedarf gibt, wenn sich beispielswei-
se in einer Leistungsvereinbarung zwischen einer Kommune 
und einem Kita-Träger ein Passus findet, der bei einem in-
dividuellen Unterstützungsbedarf von mehr als 60 Stunden 
pro Monat die Überprüfung einer Aufnahme in einen Schul-
kindergarten als fachlich geeignete Einrichtung vorsieht. Mit 
der Folge, dass den Kindern mit besonderem Förderbedarf, 
die einen Kindergarten besuchen wollen, nur maximal 60 
Stunden Integrationskraft bewilligt werden:

„Derzeit betreuen wir ein Kind, das wir genau die 60 Stun-

den im Monat betreuen können, die wir finanziert bekom-

men. Da das Kind selbstgefährdend unterwegs ist, braucht 

es eine 1-zu-1-Betreuung, die wir nicht gewährleisten 

können, wenn die Integrationskraft nicht da ist. Auch nicht 

befriedigend…“, so die Leitung der betroffenen Kita.

Der Paritätische fordert 

Um Kinder mit Behinderungen und Kinder ohne 
Behinderungen gemeinsam zu fördern, braucht 
es aus Sicht des Paritätischen Landesverbandes 
insbesondere 

Q	 die Weiterentwicklung der fachlichen Grundlagen 
und die Verankerung der inhaltlichen und me tho-
dischen Anforderungen einer inklusiven Betreu-
ung, Erziehung und Bildung im Orientie rungsplan 
und den Konzeptionellen Grund legun gen der 
Kindertagesbetreuung, 

Q	 die Berücksichtigung des Betreuungsmehr-
bedarfs behinderter Kinder bei den Personal-
schlüsseln, 

Q	 die Anpassung der Gruppengröße der Gruppen, 
in denen behinderte Kinder betreut und geför-
dert werden, 

Q	 die Schaffung barrierefreier Zugänge und die 
Entwicklung entsprechender Raumkonzepte, 

Q	 der unbürokratische und niederschwellige Zu-
gang des Kita-Teams zu heilpädagogischem  
und therapeutischem Wissen. 

Um die über die inklusive Regelbetreuung hinaus-
gehenden besonderen Bedürfnisse von Kindern 
mit Behinderungen und von Kindern, die von 
Behinde rung bedroht sind, berücksichtigen zu 
können, müssen auch die individuellen Leistungen 
nach SGB IX im Bereich der Assistenz, der Pflege, 
der Heilpädagogik und der gesellschaftlichen Teil-
habe in das Leistungssystem der Kindertagesein-
richtungen eingebunden werden. 

Für die Schaffung dieser Voraussetzungen müssen ausreichend 
finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt und die Rahmenbedin-
gen inklusiver Kitas in der KiTaVO verankert werden. Denn die 
grundsätzliche Bereitschaft der Kita-Träger und der pädagogi-
schen Teams, Kinder mit und ohne (drohende) Behinderung in 
ihren Einrichtungen zu betreuen, ist hoch. Am Willen fehlt es 
nicht, aber ohne die erforderliche Unterstützung können sie 
sich dieser Aufgabe nicht mit ausreichender Qualität stellen.

Siehe dazu auch den Beitrag auf Seite 16/17.

Kontakt
Silke Röntgen und Andrea Gerth 
Referat Kindertagesbetreuung 
Fachbereich Familie, Kinder,  
Migration und Diversity 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
kindertagesbetreuung@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de
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351.915
Asylanträge wurden  
2023 gestellt. 

Davon waren 329.120 Erst- und  
22.795 Folgeanträge. Gegenüber dem 
Vorjahr (217.774 Erstanträge) be deutet 
dies einen Anstieg um 51,1 Prozent. 
22.603 der Erstanträge im Jahr 2023 
betrafen in Deutschland geborene 
Kinder im Alter von unter einem  
Jahr. Entschieden hat das Bundesamt  
für Migration und Flüchtlinge über  
261.601 Asylverfahren.

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge –  
Statistik – Asylgeschäfts statistik Gesamtjahr und 
Dezember 2023
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Die aktuellen gesellschaftlichen Debatten über Flucht und  
Migration und die Entwicklungen in der Flüchtlingspolitik sind  

besorgniserregend und gefährden den solidarischen  
Zusammenhalt in unserem Land. Feindselige Rhetoriken  

über Migration spalten die Gesellschaft. Sie schüren  
Hass und Hetze und sorgen dafür, dass Zugewanderte in der  
Bevölkerung als Belastung wahrgenommen werden und ihre  

Aufnahme und Integration einer solidarischen und sozialen Politik 
entgegenstehen. Diese Entwicklungen hinterlassen auch Spuren im 

bürgerschaftlichen Engagement. Mögliche Auswirkungen sind  
eine zunehmende Verunsicherung, Frustrationen und ein  

Rückgang des Engagements ehrenamtlicher Helfer*innen.

Herausforderungen  
als Chance begreifen

Faire und gelungene Integrationsarbeit als  
Garant für erfolgreiche Kommunalpolitik



Kontakt
Nathalie Wollmann, Referentin für Migration,  
Vielfalt und Demokratieförderung, 
Bereich Familie, Kinder und Migration 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
wollmann@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de

Der Paritätische fordert 

Q	 Anerkennung und Stärkung des Mehrwerts  
von Migration

Q	 Förderung und Umsetzung von Integrations-
projekten (Leuchtturmprojekte)

Q	 Förderung der Ressourcen und Potenziale von  
Geflüchteten für eine schnelle Integration in  
den Arbeitsmarkt 

Q	 Stärkung der gesellschaftlichen Teilhabe aller 
Menschen, unabhängig von individuellen Faktoren

Q	 Intensivierung der Kooperationen und 
Zusammen arbeit mit Migrant*innenselbst-
organisationen und LSBTIQ*-Organisationen

Q	 Ausbau von Sensibilisierungsmaßnahmen zur 
Stärkung von Vielfalt und deren Akzeptanz (u.a. 
zum Thema sexuelle und geschlechtliche Selbst-
bestimmung)

Q	 Ausbau von Projekten zur Demokratieförderung 

Kommunale Flüchtlingspolitik mit Vorbildfunktion
Viele Kommunen berichteten in den letzten Monaten von ih-
ren Belastungsgrenzen, was die Aufnahme von Geflüchteten 
anbelangt. Die Unterbringung, Aufnahme und auch Integra-
tion von Geflüchteten sind zweifellos mit Herausforderungen 
verbunden, aber auch mit Chancen. Es ist ein Unterschied, 
ob kommunale Herausforderungen mit der Forderung nach 
Abschottung und einer Obergrenze für das individuelle Recht 
auf Asyl begegnet werden oder der Solidaritätsgedanke und 
die Stärkung kommunaler Strukturen im Vordergrund stehen. 
Das Ersetzen einer Krisenrhetorik durch eine Kommunikation, 
die auf Motivation und Stärkung des Wir-Gefühls ausgerichtet 
ist, kann kommunalen Zusammenhalt fördern. Sie kann auch 
dazu beitragen, innerhalb der Kommune die Bereitschaft der 
Bürger*innen zu stärken, gemeinsam Lösungen für die Her-
ausforderungen zu finden. Hass und Hetze können hierdurch 
ebenfalls eingedämmt werden. 

Integrationsarbeit vor Ort stärken
Frühzeitige Planungen, integrationspolitische Handlungs-
konzepte und die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 
sind wichtige Faktoren, um die Integrationsarbeit vor Ort 
zu stärken. Mit Hilfe von Angeboten zur Verbesserung von 
Sprachkompetenzen, der Bereitstellung von Bildungsange-
boten und der Förderung des Potenzials und der Ressourcen 
von Geflüchteten für den Arbeitsmarkt kann gesellschaftli-
che Teilhabe gestärkt und Integration vorangetrieben werden. 
Insbesondere in Zeiten des Arbeits- und Fachkräftemangels 
können kreative kommunale Lösungen, Leuchtturmprojekte 
und Zusammenschlüsse dazu beitragen, eine Integration in 
den Arbeitsmarkt oder in Ausbildung zu beschleunigen und 
bürokratische Hürden schneller zu überwinden. Auch die Stär-
kung von ehrenamtlichen Strukturen und die Zusammenarbeit 
mit lokalen Akteur*innen spielen für eine erfolgreiche Integ-
rationsarbeit auf kommunaler Ebene eine wichtige Rolle. 

Vielfalt als Motor für kommunale Weiterentwicklung
Die Kommunen sind schon längst ein Spiegelbild der ge-
sellschaftlichen Vielfalt. Vielfalt kann jedoch erst dann ihr 
Potenzial entfalten, wenn sie geachtet, wertgeschätzt und 
respektiert wird. Hierzu braucht es eine Politik innerhalb der 
Kommunen, die auf Gleichstellung, Partizipation und Antidis-
kriminierung ausgerichtet ist. Alle Menschen, unabhängig von 
individuellen Faktoren wie z.B. Geschlecht, Herkunft, sexuelle 
Orientierung, soziale Klasse, Religion oder Behinderungen 
müssen im Fokus der kommunalen Politik sein und auch in 
ihrer Mitwirkung gefördert werden. Eine gleichberechtigte 
Teilhabe ist die Grundvoraussetzung dafür, dass sich vielfäl-
tiges Potenzial erfolgreich entfalten kann.

Auch die Zusammenarbeit mit Migrant*innen- und mit  
LSBT IQ*-Or gani sationen sowie deren politische Beteiligung 
sind ein wichtiger Schritt, um Vielfalt in kommunale Struktu-
ren zu integrieren.

Vielfalt als Mehrwert zu verankern und positiv zu besetzen, sind 
erfolgreiche Maßnahmen, um populistisches Gedankengut zu 

widerlegen und sich gegenüber menschenfeindlichen Äußerun-
gen zu positionieren. Aber auch innerhalb der Kommune für 
Vielfalt gezielt zu sensibilisieren und Orte zum Austausch und 
für Begegnungen zu schaffen, stärkt den Zusammenhalt und 
fördert die moderne Kommunalentwicklung.

Eine Kommunalpolitik, die sich durch Vielfalt und eine faire 
und gelungene Integrationsarbeit auszeichnet, kann nur dann 
erfolgreich sein, wenn sie in all ihren Handlungen und Maß-
nahmen eine klare Haltung für die Achtung unserer Grund-
rechte einnimmt und durch ihre Rhetorik Hass und Hetze 
eindämmt.

Jede*r Einzelne kann in der Kom mu nalwahl dazu beitragen, 
unsere demokratischen Strukturen zu stärken und sich gegen 
menschenfeindliche Äußerungen zu erheben. 

Wählen Sie mit Bedacht und gestalten Sie Kommunalpolitik 
zur Wahrung von Menschenrechten und zum Erhalt unserer 
Demokratie mit. Geben Sie Ihre Stimme denjenigen Kandi-
dat*innen, die als Garant für diese Werte stehen! 
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Um eine Geldstrafe, die nicht bezahlt wird, zu vollstrecken, 
sieht das Gesetz u.a. die Ersatzfreiheitsstrafe vor. Alterna-
tiv kann die Geldstrafe gemeinnützig abgearbeitet werden. 
Gemeinnützige Arbeit heißt, dass die geleistete Arbeit 
dem Gemeinwohl dienen muss. In der Konsequenz bedarf 
es entsprechender Einsatzstellen und Beschäftigungs-
geber, deren Anzahl und damit auch die Anzahl der Be-
schäftigungsmöglichkeiten in den vergangenen Jahren 
stark rückläufig ist. Dem Gemeinwohl und den betroffenen 
Bürger*innen verpflichtet, ist es Aufgabe der kommunalen 
Verwaltung, die unentgeltliche Arbeit in ihre Aufgaben-
erfüllung systematisch einzubinden und entsprechende 
Arbeitsangebote anzubieten. 

Das Netzwerk Straffälligenhilfe in Baden-Württemberg setzt seit 2008 
flächendeckend das Projekt „Schwitzen statt Sitzen“ um. Ziel des 
Projekts ist es, Straffällige in gemeinnützige Arbeit zu vermitteln und 
dadurch den Vollzug der Ersatzfreiheitsstrafe zu vermeiden. Jährlich 
bearbeiten die Projektmitarbeitenden ca. 13.000 Fälle. Die Vermitt-
lungsstellen der freien Straffälligenhilfe führen eine Tilgungsberatung 
durch, unterstützen bei der Vermittlung der Arbeitsstelle und über-
wachen die Ableistung der gemeinnützigen Arbeit. Dadurch können 
straffällige Personen weiterhin aktiv an der Gemeinschaft teilnehmen 
und sich positiv in die Gesellschaft integrieren. Dies trägt zur sozialen 
Rehabilitation bei und minimiert das Stigma, das mit einer Haftstrafe 
verbunden sein kann. Neben der Abwendung der negativen Auswir-
kungen einer Inhaftierung, führt das Projekt auch zu Einsparungen. 
So werden pro erspartem Hafttag ca. 180 Euro eingespart. In 2022 
waren dies in der Summe ca. 24 Millionen Euro.

Wirkung der gemeinnützigen Arbeit

Die Tilgung einer Geldstrafe durch gemeinnützige Arbeit kann bei den Betroffenen neben der  
Vermeidung der Ersatzfreiheitsstrafe noch weitere Effekte auslösen.

Q	 So bietet gemeinnützige Arbeit die Möglichkeit, neue Fähigkeiten zu erlernen und vorhandene Fer-
tigkeiten zu stärken. Dies kann die beruflichen Perspektiven der Betroffenen verbessern und ihre 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöhen.

Q	 Durch gemeinnützige Arbeit haben Straftäter*innen die Möglichkeit, etwas Positives für die  
Gemeinschaft zu tun und den Schaden, den sie verursacht haben, teilweise wiedergutmachen. 

Q	 Gemeinnützige Arbeit fördert eine aktive Beteiligung an positiven Aktivitäten, was langfristig zu 
einer Veränderung des Verhaltens und einer Reduzierung der Rückfallquote führen kann.

Aber: Gemeinnützige Arbeit braucht kommunale Einsatzstellen!

Schwitzen statt Sitzen 
Gemeinnützige Arbeit braucht mehr Einsatzstellen
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Die Opferzahl im Kontext Häuslicher Gewalt stieg 
in 2022 bundesweit um 8,5 Prozent. In Baden-
Württemberg registriert die Polizei täglich ca. 36 
Fälle Häuslicher Gewalt. Eine nachhaltige Eindäm-
mung von häuslicher Gewalt erfor dert, neben der 
Hilfe und Unterstützung der Opfer auch bei den 
Tätern anzusetzen. Nur wenn die Täter Verantwor-
tung für ihr Handeln übernehmen und Strategien 
erlernen, in kritischen Situationen auf Gewalt zu 
verzichten, können auch gefestigte Gewaltmuster 
und tradierte Gewaltkreisläufe nachhaltig durch-
brochen werden. 

Im Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (soge-
nannte Istanbul-Konvention) hat die Arbeit mit Täter*innen 
einen fest verankerten Platz und ist eine wichtige und 
effektive Säule des Opferschutzes. Für eine nachhal-
tige Intervention gegen Gewalt und insbesondere 
Partnerschaftsgewalt braucht es – neben der Arbeit 
mit den Opfern – eine landesweite, verlässlich fi-
nanzierte Täter*innenarbeit, welche auf einheitli-
chen und verbindlichen Qualitätsstandards basiert 
und in ein stabiles Kooperationsnetzwerk mit Kom-
munen, Opferschutzeinrichtungen, Polizei, Justiz und  
Jugendämtern eingebunden ist. 

Nur durch die Umsetzung von einheitlichen Qualitätsstan-
dards und flächendeckenden Angeboten für Täter*innen kann 
es gelingen, Gewalt in ihrer Vielschichtigkeit entgegenzuwir-
ken. Die vom Paritätischen Baden-Württemberg mitgegründete 
Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Täter:innenarbeit Häusliche 
Gewalt Baden-Württemberg hat sich das Ziel gesetzt, die Tä-
ter*innenarbeit im Bundesland zu befördern. 

Häuslicher Gewalt entgegenwirken
Mit Täter*innenarbeit Gewaltkreisläufe erfolgreich durchbrechen 
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Der Paritätische fordert 

Q	 Einbindung der Täter*innenarbeit in kommunale Angebote 
und Strukturen

Q	 Verlässliche Finanzierung der Angebote durch Kommunen

Q	 Sensibilisierung der kommunalen Fachdienste für Häusliche 
Gewalt und die Täter*innenarbeit

Um 8,5 %
ist die Opferzahl im Kontext 
Häuslicher Gewalt in 2022  

bundesweit gestiegen. 

In Baden-Württemberg  
registriert die Polizei täglich  

ca. 36 Fälle Häuslicher Gewalt. 



Wohnungsmangel und unzureichende Finanzierung  
der Wohnungsnotfallhilfe verschärfen die Wohnungsnot

„Wohnungslose Menschen ohne Chancen auf dem Woh-
nungs markt in Baden-Württemberg“. Zu diesem Ergebnis 
kam die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Würt-
temberg in ihrer jährlichen Stichtagserhebung. Eine jüngst 
vom PESTEL-Institut veröffentlichte Studie konstatiert, 
dass in Baden-Württemberg im Ländervergleich die meis-
ten Sozialwohnungen fehlen. Einem aktuellen Bedarf von 
knapp 260.000 Sozialwohnungen stehen 2022 nur 52.287 
Sozialwohnungen im Bestand gegenüber. 

Die Liga-Stichtagserhebung 2023 stellt weiter fest, dass seit 
Erhebung der Daten (und damit seit 32 Jahren) mit 12.688 
Personen ein neuer Höchststand an Personen erreicht wurde, 
die in den Angeboten der Wohnungsnotfallhilfe unterstützt 
und beraten wurden. Insbesondere niedrigschwellige, am-

bulante Angebote wie Tagesstätten, Wärmestuben 
und Fachberatungsstellen sind von besonderer Be-
deutung und erfüllen eine zentrale Funktion beim 
Zugang zum Hilfesystem. Gerade diese Angebote 
sind oftmals besonders unsicher und nicht aus-
kömmlich finanziert und fallen immer häufiger dem 
Rotstift zum Opfer.

Ausbau präventiver Fachstellen
Die Vermeidung von Wohnungslosigkeit durch Sicherung von 
Wohnraum muss oberste Priorität haben und der Ausbau von 
präventiv wirkenden Fachstellen gefördert werden. In vielen 
Fällen könnte Wohnungslosigkeit vermieden werden, wenn 
eine Fachberatungsstelle frühzeitig eingebunden wird und 
erfolgreich interveniert werden kann. Ebenso wichtig ist der 
Ausbau von Angeboten für Frauen oder pflegebedürftige 
Menschen, die von Wohnungslosigkeit oder Obdachlosig-
keit bedroht oder betroffen sind. Um dem großen Mangel an 
bezahlbarem Wohnraum wirksam entgegentreten zu können, 
sind die politischen Verantwortungsträger*innen und die Im-
mobilienwirtschaft in der Pflicht, systematisch Wohnraum zu 
schaffen und zugänglich machen. 

Kommunale Wohneinrichtungen erfüllen häufig nicht 
die Kriterien für ein menschenwürdiges Leben 
In Baden-Württemberg sind ca. 30 Prozent der von Woh-
nungslosigkeit Betroffenen ordnungsrechtlich untergebracht. 
Da die „unfreiwillige Obdachlosigkeit“ eine Notlage darstellt, 
ist die Erhaltung der notwendigen Lebensbedingungen und 
die Sicherung einer Existenzgrundlage staatliche Pflicht. 
Die Achtung und der Schutz der Menschenwürde ist dabei 
oberstes Prinzip. Nach baden-württembergischem Recht ist 
dafür die Kommune verantwortlich, in der sich ein obdach-
loser Mensch aufhält. Die kommunalen Unterkünfte, ihr bau-
licher Zustand, ihre Ausstattung, die dortigen hygienischen 
Verhältnisse und die Wohnbedingungen wurden in der Ver-
gangenheit immer wieder vom Paritätischen Landesverband 
und anderen Fachleuten kritisiert. Die kommunalen Wohn-

einrichtungen, die der ordnungsrechtlichen Unterbringung 
dienen, erfüllen häufig nicht die Kriterien für ein menschen-
würdiges Leben. Ebenso fehlen Angebote und Möglichkei-
ten zur adäquaten Unterbringung von Frauen und Familien. 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Verweildauer in der 
ordnungsrechtlichen Unterbringung stetig steigt. In Baden-
Württemberg waren am 1. Oktober 2014 nach Aussage der 
befragten Städte und Gemeinden insgesamt 51 Prozent der in  
„Obdachlosen- und sonstigen Unterkünften“ ordnungsrecht-
lich untergebrachten Personen dort länger als zwei Jahre. 

Liga-Stichtagserhebung 
2023 Menschen in  

sozialer Ausgrenzung 
und Wohnungsnot 

Der Paritätische fordert 

Um das sich stetig verschärfende Problem der 
Wohnungs losigkeit in Baden-Württemberg wirksam 
anzugehen und die ordnungs rechtliche Unter brin-
gung menschenwürdig zu gestalten, bedarf es (u.a.)

Q	 wirksamer Maßnahmen, um Wohnraum durch 
Neubau zu schaffen,

Q	 des Ausbaus der präventiven Beratungsstellen,

Q	 einer auskömmlichen und verlässlichen Finan-
zierung der Angebote der Wohnungsnotfallhilfe,

Q	 des Ausbaus spezifischer Hilfe- und Wohnange-
boten für obdachlose und von Obdachlosigkeit 
bedrohte Frauen, Familien und pflegebedürftige 
Menschen,

Q	 der Vorhaltung von ausreichenden Kapazitäten 
für die ordnungsrechtliche Unterbringung und ad-
äquate Unterbringungsmöglichkeiten für Familien 
und Frauen,

Q	 Mindeststandards in der ordnungsrechtlichen Un-
terbringung zur Gewährleistung einer menschen-
würdigen Wohnsituation.

2.935 3.133 3.230 3.268 3.316 3.240 2.984 3.168
3.606 3.650

11.578 11.537 11.949 11.788 12.147 12.270
11.421 11.619

12.413 12.688

1.070 1.083 1.094 1.101 1.105 1.109 1.110 1.111 1.124 1.131

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023

Hilfesuchende in Einrichtungen der Wohnungslosen- und  
Straffälligenhilfe in Baden-Württemberg - 10-Jahres-Entwicklung

  Frauen
  Personen insgesamt

Quelle: LIGA Stichtagserhebung 2023  
Anzahl der Hilfesuchenden im Vergleich 2014 bis 2023

  Bevölkerung in 
   Baden-Württemberg in 10 T
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Kostensteigerung, Inflation und steigende Fallzahlen 
Schuldnerberatung braucht eine zuverlässige und auskömmliche Finanzierung

LIGA-Bericht Schuld-
nerberatungsstellen

In den vergangenen Jahren war die Bevölkerung mit Kri-
sen konfrontiert, die in vielen Lebensbereichen zu einer 
hohen Kostensteigerung und einer hohen Inflation führ-
ten. In 2022 suchten insgesamt 3.893 Menschen Hilfe bei 
den 56 Schuldnerberatungsstellen, die an einer Befragung 
der Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württem-
berg teilnahmen. 

Umso wichtiger ist es, dass sich überschuldete bzw. von Über-
schuldung bedrohte Menschen an die soziale Schuldnerbera-
tung wenden können. Die soziale Schuldnerberatung umfasst 
neben der Regulierung von Schulden auch eine Finanz- und 
Budgetberatung, eine (ökonomische) Krisenintervention, Ver-
braucher*innenschutz und als Handlungsfeld Sozialer Arbeit 
insbesondere eine psychosoziale Beratung. 

Menschen, die sich an eine der 22 Schuldnerberatungsstellen 
im Paritätischen Baden-Württemberg wenden, befinden sich 
oft in akuten Notlagen und benötigen schnelle Hilfe, z.B. durch 
existenzsichernde Maßnahmen oder Hilfe bei Erstellung eines 
Pfändungsschutz-Kontos. Die Rahmenbedingungen, unter denen 
die Beratungsstellen ihre Leistung erbringen, sind sehr schwierig. 
Sie sind geprägt durch uneinheitliche und unzureichende Finan-
zierungsstrukturen. So leisten Fallpauschalen des Landes Baden-
Württemberg nur einen geringen Beitrag zur Refinanzierung, die 
Zuschüsse nach SGB II und SGB XII und sogenannte freiwilligen 
Leistungen durch die Kommunen decken ebenfalls nur einen Teil 
der Kosten. Damit ist landesweit der größte Teil der Schuldnerbe-
ratungsstellen auf Eigenmittel, Bußgeldzuweisungen oder 
Fördermittel angewiesen. Dies wiegt in Anbetracht ständig 
steigender Fallzahlen und im Zuge der Umsetzung der am  
19. November 2023 in Kraft getretenen EU-Verbraucherkre-
ditrichtlinie, durch die weitere umfassende Aufgaben auf die 
Schuldnerberatungen zukommen, umso schwerer. 

Der Paritätische fordert 

Damit die soziale Schuldnerberatung ihre gesellschaftlich-volkswirt schaft-
liche und sozialpolitische Aufgabe wirksam erfüllen kann, bedarf es 

Q	 einer auskömmlichen, einheitlichen und flächendeckenden Finanzierung 
der sozialen Schuldnerberatung durch die Kommunen, 

Q	 des Ausbaus und der Förderung präventiver Angebote, 

Q	 der Einrichtung einer Landesfachberatungsstelle für die Schuldner-
beratung in Baden-Württemberg.

Kontakt
Florian Dirr, Leitung Bereich  
Krisenintervention und Existenzsicherung 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
dirr@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.deEr
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Die Suchthilfe sichert  
Teilhabe und sozialen Frieden
Zunehmende Einschränkungen durch anhaltende prekäre Finanzierung

 1 Infografik: Die häufigsten  
psychischen Erkrankungen | Statista

 2 Aktionsbündnis „Suchtberatung  
retten: Suchtberatung retten!  
suchtberatung-retten.de

 3 Wertschöpfung der ambulanten  
Suchtberatung in Bayern – eine neue 
SROI-Studie - XIT-Online

 4 https://paritaet-bw.de/system/files/
abschnittdokumente/20211116posititon-
des-paritatischen-bw-zur-cannabispoli-
tikf.pdf

Kontakt
Dorothea Aschke  
Referentin Sucht- und Drogenhilfe 
Bereich Krisenintervention  
und Existenzsicherung 
Der Paritätische  
Baden-Württemberg 
aschke@paritaet-bw.de 
www.paritaet-bw.de

Die psychosozialen Beratungs- und Behandlungsstellen für Suchtkranke und Sucht-
gefährdete bieten für viele Menschen (überlebens-)wichtige Hilfen der Daseinsvor-
sorge an. Aber diese Angebote sind nach jahrelanger, prekärer Finanzierung aktuell 
hoch gefährdet und von Einschränkungen betroffen. 

Nach Angststörungen und Depressionserkrankungen gehören Suchterkrankungen zu den häu-
figsten psychischen Erkrankungen in Deutschland.1 Für die Betroffenen und ihre Angehörigen 
ist eine Abhängigkeitsstörung mit massivem Leid verbunden und führt oft zu schwerwiegen-
den Einschränkungen im sozialen und beruflichen Leben. 

Trägerübergreifendes Aktionsbündnis: „Suchtberatung retten“
Suchtberatung gehört zu den sogenannten „Freiwilligkeitsleistungen“ der kommunalen Da-
seinsvorsorge. Die rund 100 Suchtberatungsstellen im Land werden aus Kommunal- bzw. Land-
kreismitteln, einem Landeszuschuss für die Fachkraftstellen sowie mit Eigenmitteln der Träger 
finanziert. In Zeiten knapper Kassen wird die bedarfsgerechte Finanzierung, die mit Tarif- und 
Kostensteigerungen mithält, immer ungewisser. Der Landeszuschuss für die Suchtbera-
tungsstellen wurde seit 1999 nicht erhöht, was einer schleichenden Kürzung gleichkommt. 
Die Einrichtungen müssen immer mehr Eigenmittel einbringen und dürfen keine (Risiko-) 
Rücklagen bilden. Erste Einschränkungen der Angebote und Einsparungen haben bereits 
begonnen. Ein im April 2023 gebildetes, trägerübergreifendes Aktionsbündnis: „Suchtbe-
ratung retten“ macht eindringlich auf die Gefahren aufmerksam.2

Sparmaßnahmen verursachen langfristig enorme Folgekosten für die 
Gesellschaft 
Eine wissenschaftliche Studie zum „Social Return on Investment“ (SROI) der Suchtbe-
ratungsstellen in Bayern konnte den Nachweis führen, dass jeder Euro, der in die Sucht-
beratung investiert wird, im Endeffekt 17 Euro an Folgekosten für die öffentliche Hand 
einspart.3 Folgekosten entstehen, wenn soziale und medizinische Eskalationen durch eine 
Abhängigkeitsstörung nicht durch frühzeitige Beratung und Behandlung vermieden werden 
können. Das gilt auch bei Jobverlust, Beziehungsproblemen, Folgeerkrankungen, Straffällig-
keit usw.

Vorbeugen ist besser als Heilen
Präventionsangebote sind wesentlicher Bestandteil der Angebotspalette von Suchtbera-
tungsstellen. Die Suchtberatungsstellen sind hier wichtige Kooperationspartner von Schulen, 
Schulsozialarbeit, mobiler Jugendarbeit u.a. Fachleute sind sich seit langem einig, dass es 
angesichts der geplanten, regulierten Abgabe von Cannabis (CanG)4 an Erwachsene einer 
Stärkung des Jugendschutzes und einen Ausbau der präventiven Angebote und der Vermitt-
lung von Konsumkompetenz und Wissen zur Schadensminimierung bedarf. Darüber hinaus 
muss dem verstärkten Bedarf an Information und Beratung für Eltern und Multiplikatoren 
Rechnung getragen werden. Kontaktläden und Streetwork ergänzen und stärken die nieder-
schwelligen Angebote.

Wohnortnahe Versorgung von Opiatabhängigen sicherstellen
Die Substitutionsbehandlung ist ein wichtiger und erfolgreicher Baustein der Suchthilfe, der 
Opiatabhängigen soziale Teilhabe sichert und zur Schadensminimierung beiträgt. Die wohn-
ortnahe und verlässliche Versorgung von Opiatabhängigen ist außerhalb der Metropolen 
zudem durch einen Mangel an substituierenden Ärzt*innen gefährdet. Neue Modelle einer 
telemedizinischen Versorgung machen Hoffnung, den Auftrag zur wohnortnahen Versorgung 
besser gewährleisten zu können.

Jeder €  
der in die Suchtberatung 
investiert wird, erspart im 

Endeffekt 17 Euro an  
Folgekosten für die  
öffentliche Hand.
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Der Paritätische fordert 

Psychosoziale Beratungs- und  
Behandlungsstellen

Q	 Die systematische finanzielle Absicherung 
der ambulanten Suchthilfe und eine verläss-
liche Anpassung der Förderung – mindestens  
entsprechend der Tarifsteigerungsraten

Prävention

Q	 Präventionsangebote der Suchthilfe vor Ort  
sicher finanzieren und ausbauen

Q	 Gesundheit in allen Politikfeldern verfolgen –  
Verhältnisprävention in der Kommune stärken 
z.B. durch die Umsetzung suchtpräventiver 
Festkultur

Q	 Unterstützungsangebote für Kinder aus sucht-
belasteten Familien verlässlich finanzieren

Wohnortnahe Versorgung

Q	 Die wohnortnahe Versorgung von Opiat ab-
hängigen muss konsequent verfolgt werden

Q	 Dafür müssen neue Ansätze verfolgt werden, 
um Substitutionsärzt*innen zu gewinnen und 
die medizinische Substitutionsversorgung 
auch in ländlichen Gebieten sicherzustellen

d
o

b
le

-d
 ·

 i
S

to
ck

Weitere Infos
suchtberatung-retten.de
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Istanbul-Konvention 
entschlossen umsetzen

Gewaltschutz für Frauen und Kinder als kommunale  
Freiwilligkeitsleistung – Was ist zu tun?

Gewaltschutz ist in Baden-Württemberg eine sogenannte Freiwilligkeitsleistung, die aufgrund der  
Kommunalisierung in Baden-Württemberg den Städten und Landkreisen obliegt. In den vergangenen 
Jahren konnte der Ausbau an Frauenhausplätzen und ambulanter Beratung dank kräftiger Unterstüt-
zung von Bund und Land gestärkt werden. Eines ist aber klar: Mit dem aktuellen Status Quo erfüllen 
wir die Anforderungen der Istanbul-Konvention1 noch nicht. Spezialisierte Beratung nach Gewalt ist 
kein flächendeckendes Regelangebot in Baden-Württemberg und den Frauenhäusern fehlen Plätze, 
um alle schutzsuchenden Frauen aufnehmen zu können. Die Istanbul-Konvention verpflichtet aber 
Schutz und Hilfe bedarfsgerecht vorzuhalten. Was gibt es nun in den einzelnen Landkreisen und 

Kommunen zu tun? Dieser kurze Beitrag möchte hierzu ein wenig Orientierung liefern. 

Die Gewaltbetroffenheit…
Wir wissen aus zwei repräsentativen Dunkelfeldstudien,2 dass 
drei Prozent aller Frauen in Deutschland in den vergangenen 
12 Monaten Gewalt durch den Partner erlebten. Jede zehnte 
von ihnen lebt in einer Misshandlungsbeziehung. Das heißt 
sie erleidet regelmäßig Gewalt und trägt häufig Verletzun-
gen davon. Für Baden-Württemberg hochgerechnet bedeutet 
das in Zahlen: es leben rund 4.900.000 Frauen ab 16 Jah-
ren im Land. In den vergangenen 12 Monaten haben rund 
147.000 Frauen Gewalt durch den Partner erfahren. In einer 
Misshandlungsbeziehung leben ca. 14.700 Frauen. Nicht zu 
vergessen sind die Kinder, die von häuslicher Gewalt mitbe-
troffen sind. Gehen wir davon aus, dass jede Frau 1,5 Kinder 
hat, so leben 220.050 Kinder in Familien, in denen es im 
vergangenen Jahr zu Gewalt gegen die Mutter kam. 

Auch in Bezug auf sexuelle Gewalt gegen Frauen im Erwach-
senenalter liefern die beiden Studien Zahlen. So erlebte rund 
ein Prozent der Frauen in Deutschland in den vergangenen 12 
Monaten sexuelle Übergriffe, wobei hier ausschließlich Nö-
tigung und (versuchte) Vergewaltigung gefasst wurden. Das 
ergibt für Baden-Württemberg eine Gewaltbetroffenheit von 
49.000 Frauen im Jahr. Und hier ist noch keine Frau dabei, 
die in der Kindheit Opfer sexualisierter Gewalt wurde und 
welche die Erinnerung im Erwachsenenalter einholt.

... und das Angebot an Frauenhausplätzen
Aktuell haben wir in Baden-Württemberg 44 Frauenhäuser 
mit rund 350 Plätzen für Frauen plus ca. 500 Kinderplätze. 
Die jährliche Auslastung der Plätze liegt zwischen 80 und 
85 Prozent. Dies kommt einer Vollbelegung gleich, denn die 
Mehrbettzimmer können nicht immer platzgenau belegt wer-
den. Es kommt zwangsläufig dazu, dass immer wieder ein 
Bett frei bleibt. 

Die Istanbul-Konvention empfiehlt die Vorhaltung eines Fa-
milienplatzes pro 10.000 Einwohner*innen pro Region. Das 
ergäbe für Baden-Württemberg einen Bedarf von 1.130 Frau-
enplätzen plus ca. 2.700 Kinderplätze – also ein Vielfaches 
mehr als wir haben. Zugleich wird jedoch betont, dass die 
Platzzahl auf den tatsächlichen Bedarf abgestimmt werden 
soll. Und dieser dürfte in Relation zum Ausbau an speziali-
sierter Fachberatung stehen. 

An dieser Stelle soll der Versuch einer Berechnung gewagt 
werden: Wir haben 14.700 akut misshandelte Frauen im 
Land. Gehen wir davon aus, dass jede Fünfte einen Frauen-
hausplatz in Anspruch nehmen möchte, da gleichzeitig die 
ambulanten Hilfen gut ausgebaut wurden. Die durchschnitt-
liche Verweildauer im Frauenhaus liegt bei drei Monaten. Ein 
Platz kann also vier Mal jährlich belegt werden. Die Rechnung 
lautet somit: 14.700 Frauen : 5 : 4 = 735 Frauenplätze plus 
1.100 Kinderplätze. Dieses vorläufige Ziel sollte angestrebt 
werden, um im Anschluss daran nochmals zu überprüfen, 
ob der Bedarf nun gedeckt werden konnte. Jede Kommune 
und jeder Landkreis kann nun diese Gleichung nutzen, um 
zu prüfen, was es in Bezug auf den Platzausbau vor Ort 
noch zu tun gibt.

Spezialisierte Frauenberatungsstellen
Und wie ist es um die Versorgung mit spezialisierten 
Frauenberatungsstellen bestellt? In der Bundesrepub-
lik haben wir in diesem Feld eine Dreiteilung: Es gibt 
Frauenberatungsstellen im Bereich häusliche Gewalt; In-
terventionsstellen nach Polizeieinsätzen und Frauennotrufe 
bei sexueller Gewalt. Trotz einer baden-württembergischen 
Evaluation3 aus dem Jahr 2019 lassen sich kaum Aussagen 
zum Bestand treffen. Nur so viel: Insgesamt 120 Frauen- 
und Interventionsstellen wie Frauennotrufe beteiligten sich 
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an der Evaluation. Klingt viel. Durchschnittlich haben sie 
aber weniger als ein Vollzeitäquivalent Personalkapazität. Es 
scheint sich bei mancher Fachberatungsstelle eher um ein 
fachspezifisches Angebot zu handeln. 

Der Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennot-
rufe empfiehlt in Bezug auf die ambulante Versorgung in 
Regionen mit je 100.000 Einwohner*innen zu denken. Die 
Fachberatung zu allen drei oben genannten Feldern sollte 
insgesamt mit acht Vollzeitäquivalenten ausgestattet werden. 
Dieses Personalvolumen sichert die Versorgung der Gewalt-
opfer sowie Prävention, Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit.4 

Für Baden-Württemberg bedeutet diese Empfehlung: 110 
Versorgungsregionen, ausgestattet mit je acht Vollzeitkräf-
ten. Und nein, allgemeine Beratungsstellen sind hier nicht 
mit gemeint. Man kann in diesem Feld auch viel falsch ma-
chen. Es bedarf entsprechend der Istanbul-Konvention einer 
feministisch-parteilichen und hoch qualifizierten Praxis. Und 
auch hier können nun Landkreise und Kommunen prüfen, 
wie es um die Versorgung vor Ort bestellt ist. Und ja, es wird 
deutlich nachzubessern sein.

Nun heißt es ran an den Taschenrechner! Für ein entschlos-
senes Nein gegen Gewalt an Frauen, hier bei uns in Baden-
Württemberg!

Der Paritätische fordert 

Q	 Die entschlossene Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention in allen Landkreisen und Kommunen in 
Baden-Württemberg

Q	 Die Verstetigung der Kofinanzierung der Mobilen 
Teams der Fachberatungsstellen im Bereich Ge-
waltschutz und Prostitution von kommunaler Seite

Q	 Den Einsatz der Landkreise und Kommunen für 
die Realisierung des Gewalthilfegesetzes auf 
Bundesebene

Kontakt
Dr. Katrin Lehmann, Referentin Frauen  
und Mädchen, Bereich Krisenintervention  
und Existenzsicherung 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
lehmann@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de
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1 Europäisches Überein-
kommen zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häus-
liche Gewalt

2 Schröttle, M. u.a. (2004): 
Lebenssituation, Sicherheit 
und Gesundheit von Frauen 
in Deutschland. Im Auftrag 
des BMFSFJ European 
Agency for Fundamental 
Rights (FRAU) (2014): 
Violence against Women: 
an EU-wide Survey

3 Ev. Hochschule Ludwigs-
burg (2019): Bestands- 
und Bedarfsabfrage der 
Fachberatungsstellen in 
Baden-Württemberg im 
Auftrag des Ministeriums 
für Soziales und Integration 
Baden-Württemberg

4 Bff (2018): Broschüre  
„Stark für die Gesellschaft – 
gegen Gewalt“
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ca. 147.000
Frauen haben in den letzten  
12 Monaten in Baden-Würt temberg  
Gewalt durch den Partner erfahren.

44 Frauenhäuser mit rund 350 Plätzen für 
Frauen plus ca. 500 Kinderplätze gibt es 
aktuell in Baden-Württemberg. Die jährliche 
Auslastung liegt zwischen 80 und 85 Prozent. 

mailto:lehmann%40paritaet-bw.de?subject=
https://www.paritaet-bw.de


Betriebe suchen händeringend Auszubildende und Arbeits- und Fachkräfte. Gleichzeitig bleiben  
zu viele junge Menschen ohne Berufsausbildung und zu viele Menschen sind langzeitarbeitslos.  
In Zeiten des demografischen Wandels und des zunehmenden Arbeits- und Fachkräftemangels 
ist dieses Missverhältnis eine ständig wachsende Herausforderung. Kommunen 
können gemeinsam mit sozialen Beschäftigungsunternehmen und der Jugend-
sozialarbeit wichtige Verbesserungen zum Wohl der Betroffenen, der Wirtschaft 
und des Gemeinwesens gestalten.

Alle Menschen verfügen über Potenziale zur aktiven Beteiligung an unserer 
Erwerbsgesellschaft. Junge Menschen und langzeitarbeitslose Menschen mit  
individuellen Einschränkungen und in schwierigen Lebenslagen können diese ent-
decken, freisetzen und entwickeln. Dazu brauchen sie geeignete Förderangebote  
und -strukturen, die deren soziale Inklusion im Rahmen von Ausbildung und Arbeit 
ermöglichen. Der Paritätische orientiert sich bei deren Entwicklung an zwei grundlegenden  
Prinzipien. Das Normalitätsprinzip setzt als Ausgangspunkt der Förderung die konkrete Lebens-
situation der Menschen und zielt auf deren Teilhabe in den Regelsystemen und -abläufen des  
Geschehens am Arbeitsmarkt. Das Dienstleistungsprinzip setzt dazu auf passgenaue Förderun-
gen und Strukturen, die für die Integration in Ausbildung und Erwerb notwendig sind.

Gestaltungschancen  
kommunaler Arbeitsmarktpolitik
Gute Rahmenbedingungen für alle Betroffenen  
schaffen und Erwerbspotenziale mobilisieren
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Im Jahr 2022 gab  
es nur noch 

171.234
Auszubildende in Baden-
Württemberg. Das ist  
der niedrigste Wert seit 
1980. 1985 lag die Zahl 
der Auszubildenden  
noch bei 274.578.
Quelle: https://www.statistik-bw.de/ 
BildungKultur/AusWeiterb/LRt0306.jsp

https://www.statistik-bw.de/BildungKultur/AusWeiterb/LRt0306.jsp
https://www.statistik-bw.de/BildungKultur/AusWeiterb/LRt0306.jsp


Belastung für Betroffene und Wirtschaft
Ohne geeignete Angebote und Strukturen der Förderung ent-
stehen massive Belastungen der Betroffenen, der Gemeinwe-
sen und der sozialen Sicherungssysteme. Der Wirtschaft und 
den Betrieben gehen potenzielle Arbeitskräfte verloren. Bis 
2035 werden rund sieben Millionen Arbeitskräfte in Deutsch-
land fehlen. Auf der anderen Seite verfügen allein im Land 
rund 320.000 junge Menschen im Alter bis 34 Jahren über 
keinen Berufsabschluss. Gleichzeitig besteht eine große, 
seit Jahren wachsende Lücke am Ausbildungsmarkt. Rund 
79.600 Ausbildungsangebote, die bei der Bundesagentur 
für Arbeit gemeldet waren, standen im Land zu Beginn des 
Ausbildungsjahres 2023 nur rund 52.000 Bewerber*innen 
gegenüber. Auch Langzeitarbeitslosigkeit ist ein seit Jahren 
drückendes Problem, die Integrationsquoten in Arbeit blei-
ben zu gering. Gerade für Menschen im Bürgergeldbezug ist 
die Chance, eine passende Arbeitsstelle zu finden sehr ein-
geschränkt. Rund zwei Drittel von ihnen haben keine beruf-
liche Qualifizierung. Auf der anderen Seite stehen rund drei 
Viertel der offenen Stellen nur für qualifizierte Fachkräfte zur 
Verfügung. So münden denn auch seit Jahren lediglich 15 bis 
20 Prozent der arbeitslosen Menschen, die Bürgergeld bezie-
hen, in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ein. 
Menschen, die Arbeit haben, sind gesünder, sie leben länger 
und geraten viel seltener in existenzielle Nöte. Menschen, die 
länger ohne Arbeit bleiben, sind in diesen Punkten klar be-
nachteiligt. Zudem werden Arbeitslose häufig gesellschaft-
lich abgewertet und ziehen sich aus der Gesellschaft zurück. 
Scham, Selbstvorwürfe und materielle Knappheit verstärken 
dies. Isolation und ein Gefühl des Überflüssig- und Alleinge-
lassenseins prägen ihre Lebenswirklichkeit.

Gestaltungschancen in den Kommunen
Diese beginnen bei den jungen Menschen, die ohne aus-
reichende Förderung keine Berufsausbildung finden und 
absolvieren können. Hier können und müssen neben der 
Arbeitsverwaltung auch die Kommunen ihre Verantwortung 
und ihre Möglichkeiten nach dem Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz endlich in der Breite wahrnehmen. Jugendsozialarbeit 
zur Integration in Ausbildung und Arbeit muss bei Bedarf für 
alle jungen Menschen angeboten werden, so wie Schulsozial-
arbeit in den Schulen zum Normalfall geworden ist.

Soziale Beschäftigungsunternehmen (SBU) sind spezialisiert 
auf die Qualifizierung und Beschäftigung von langezeitar-
beitslosen Menschen mit besonderen Einschränkungen. Kom-
munen können und müssen diese SBU als festen Bestandteil 
der sozialen Infrastruktur fördern, etablieren und fest in das 
regionale Wirtschaftsgeschehen einbinden. Kommunale Ar-
beitsmarktpolitik kann hierüber entscheidend dazu beitragen, 
dass für alle Beteiligten gute Rahmenbedingungen entstehen 
und die Erwerbspotenziale der Betroffenen für die regionale 
Wirtschaft besser mobilisiert und eingebracht werden kön-
nen. Möglichkeiten dazu reichen zum Beispiel in ergänzenden 
Förderungen der SBU durch die Kommune, über die enge 
Verbindung der Beschäftigungs- mit der Wirtschaftsförderung 

bis hin zur sozial nachhaltigen Vergabe bei der Beschaffung 
von Produkten und Dienstleistungen etwa im Rahmen von 
Quartiersentwicklung und sozialen Dienstleistungen.

Zukunftsinvestitionen durch kommunale 
Arbeitsmarktpolitik
Angesichts dieser Herausforderungen und Gestaltungschan-
cen muss eine entschlossene kommunale Arbeitsmarktpoli-
tik die Beschäftigung und Qualifizierung zur Sicherung der 
zukunftsfähigen beruflichen Teilhabe für förderbedürftige 
Menschen jeden Alters unterstützen, entsprechende inno-
vative Impulse setzen und einen eigenständigen Beitrag in 
Ergänzung zu den Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik des 
Bundes leisten. In jedem Fall ist es heute mehr denn je an-
gezeigt, Arbeit und Ausbildung zu fördern anstelle Arbeitslo-
sigkeit zu alimentieren. Auch der Arbeitsmarkt befindet sich 
in einer Zeitenwende und braucht Zukunftsinvestitionen in 
die Förderung von Menschen, deren Erwerbspotenzial bisher 
ungenutzt bleibt.

Der Paritätische fordert 

Q	 Kommunen müssen zukünftig die regionale Aus-
bildungs- und Beschäftigungspolitik sowie die 
arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit aktiv 
mitgestalten

Q	 Für junge Menschen, die von den bestehenden 
Förderungen nicht ausreichend erreicht wer-
den, müssen Kommunen eigenständige Unter-
stützungs angebote machen, die sich an den 
Zielen und Handlungsprinzipien der Jugendhilfe 
und Jugendsozialarbeit orientieren 

Q	 Die Instrumente zur Grundsicherung für Arbeits-
suchende müssen im kommunalen Interesse aktiv 
mitgestaltet, ergänzt und auch finanziell flankiert 
werden

	Q Kommunen müssen sich verstärkt für die Ent wick-
lung eines nachhaltigen Integrations arbeits mark-
tes einsetzen, soziale Beschäfti gungsunter nehmen 
als Teil der sozialen Infra struktur etablieren und 
deren Zusammenwirken mit der regionalen 
Wirtschaft fördern

Q	 Nicht zuletzt: Als ein Träger der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende müssen Kommunen darauf  
hinwirken, dass die Ausschöpfung der Eingliede-
rungsmittel im SGB II von rund 82 Prozent deut-
lich verbessert wird 

Kontakt
Ralf Nuglisch, Leitung Bereich  
Arbeit und Qualifizierung 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
nuglisch@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de
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Regionale Verbandsarbeit  
Stark in der Fläche

Der Paritätische setzt sich für eine vielfältige, inklusive,  
gerechte und demokratische Gesellschaft ein

Eine soziale Kommune ist ein wichtiger Standortfaktor.  
Denn Lebensqualität entscheidet sich dort, wo die Menschen wohnen,  

wo sie arbeiten, wo sie bei Bedarf Hilfe finden. Die freie  
Wohlfahrtspflege ist in allen Kommunen vertreten und ein wichtiger  

Teil der kommunalen Daseinsvorsorge. 

Bei der Ausgestaltung sind die sozialen Einrichtungen und Dienste des Paritätischen ein wich-
tiger Akteur und Partner der Kommunen und Landkreise. Gleichzeitig sind die Kommunen in 
vielen Bereichen der sozialen Arbeit die direkten Gesprächs- und Verhandlungspartner, wenn 
es um die Finanzierung bzw. Förderung geht. 

Deshalb hat der Paritätische Baden-Württemberg in den vergangenen Jahren seine regio-
nale Präsenz durch hauptamtliche Unterstützung in elf Regionalgeschäftsstellen und eine 
professionelle Gremien- und Lobbyarbeit vor Ort stark ausgebaut und 
die lokale sozialpolitische Sichtbarkeit, Wirksamkeit und Vernetzung 
seiner Mitglieder gestärkt. Der Verband ist in elf Regionalverbünde mit 
36 Kreisverbänden gegliedert und in allen 44 Stadt- und Landkreisen 
Baden-Württembergs flächendeckend präsent. Die Regionalverbünde 
werden von einer hauptamtlichen Regionalgeschäftsstelle unterstützt. 
Für Politik und Verwaltung, aber auch alle Mitglieder sind sie die erste 
Anlaufstelle des Paritätischen in der Region. Sie bündeln die Interessen 
der Mitglieder auf kommunaler Ebene, fördern den Austausch, die Ver-
netzung und Zusammenarbeit unter den Organisationen und sichern eine 
professionelle Gremien- und Lobbyarbeit vor Ort. 

Delegierte aus den ehrenamtlichen Kreisvorständen vertreten die In-
teressen der Mitgliedsorganisationen in kommunalen Gremien und 
Netzwerken, beispielweise in den örtlichen Jugendhilfeausschüssen sowie in den Stadt- und 
Kreisligen der freien Wohlfahrtspflege. Dadurch wirken sie maßgeblich auf sozialpolitische 
Entscheidungen ein und schaffen ein Bewusstsein für soziale Themen in der breiten Öffent-
lichkeit. 

Breit gefächertes und leistungsstarkes Spektrum 
Als Spitzenverband für eine Vielzahl von weltanschaulich heterogenen gemeinnützigen Ver-
einen, Initiativen, Verbänden und Unternehmen im Sozial- und Gesundheitsbereich nimmt 
der Paritätische in seiner Vielfalt auch auf regionaler Ebene eine Sonderstellung ein. Ihn 
kennzeichnet das ebenso breit gefächerte wie leistungsstarke Spektrum seiner Mitglieder. 
Sie begleiten, betreuen und unterstützen Menschen in allen Lebenslagen von Familienphase, 
Schule, Ausbildung und Beruf bis hin zu schwierigen Lebensphasen und Krisensituationen, 
Krankheit, Pflege und Palliativversorgung. 

Der Paritätische und seine  
Mitglieder begleiten, be-
treuen und unterstützen 
Menschen in allen Lebens-
lagen von Familienphase, 
Schule, Ausbildung und 
Beruf bis hin zu schwierigen 
Lebensphasen und Krisen-
situationen, Krankheit, Pfle-
ge und Palliativversorgung. 
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RV Nordschwarzwald
N.N.
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Pforzheim

RV Heilbronn-Franken
N.N.
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Heilbronn

Jessica Heckmann-Drescher
Referentin des Kreisverbands 
Mannheim

RV Südbaden
Annika Beutel
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Freiburg

RV Bodensee-Oberschwaben
Karin Seng
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Überlingen

RV Alb-Donau/Riß
Dr. Oliver Riegg
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Ulm

Paritäter*innen
in den Regionen

RV Schwarzwald-Baar-Heuberg
Cornelia Graf
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Rottweil

RV Neckar-Alb
Andreas-Karl Gschwind
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Tübingen

RV Stauferland-Ostwürttemberg
Carola Barthelmann-Dier
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 

RV Mittelbaden | Stuttgart plus Region
Christian Braunagel
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Karlsruhe und Stuttgart

RV Nordbaden
Moritz Limprecht
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Heidelberg

RV Stuttgart plus Region
Peter Heydegger
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Stuttgart

Bereichsleitung
Ulrike Sinner
Regionale Verbandsarbeit

RV Stuttgart plus Region
Valerie Reuter
Leitung der Regionalgeschäftsstelle 
Stuttgart
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Gemeinnützige Organisationen engagieren sich auch für diejenigen, die sich selbst wenig 
Gehör verschaffen können und deren Sorgen und Probleme im Schatten der öffentlichen Auf-
merksamkeit stehen. Sie erfüllen damit auch eine Seismografenfunktion für gesellschaftliche 
Schieflagen. Der Paritätische wirkt mit an der örtlichen Sozialplanung, um die Lebenslagen 
benachteiligter Menschen zu verbessern. Seine Mitgliedsorganisationen bringen ihre Exper-
tise in die Beratung von Kommunalpolitik und Sozialverwaltung, in die Entwicklung von Unter-
stützungsangeboten ein und fördern bürgerschaftliche, gemeinwohlorientierte Initiativen. 

Regionale Präsenz und starke Interessenvertretung
Die verbandliche Präsenz vor Ort und eine starke Interessenvertretung wirken zentral, um 
Kommunalverwaltungen im Sinne des Subsidiaritätsprinzips zu vermitteln, dass soziale Arbeit 
mehr als eine beliebige Dienstleistung ist, bürgerschaftliches Engagement das Rückgrat einer 
lebendigen Zivilgesellschaft und Vielfalt bildet und, was Konzepte und Träger angeht, einen 
Wert an sich darstellt. 

Auf soziale Missstände aufmerksam machen
Lobbyarbeit, öffentliche Auftritte und regionale Präsenz erhöhen die Sichtbarkeit des Pari-
tätischen. Gemeinsam werden innerhalb des Verbandes Aktionen und Kampagnen initiiert 
und auf soziale Missstände aufmerksam gemacht. Das Paritätische Regionalkonzept entfacht 

Dynamik: nach Tübingen und Reutlingen organisieren Ludwigsburg, Süd-
baden, der Bodensee- und der Alb-Donau-Kreis einen Seitenwechsel 
mit Kommunalpolitiker*innen, Villingen lädt Expert*innen zum Thema 
Kinderarmut ein, in Stuttgart diskutieren Kandidierende über Perso-
nalgewinnung in der sozialen Arbeit, in Pforzheim ist ein Paritätisches 
Stadtgespräch geplant und auch die anderen Regionalverbünde machen 
medial von sich reden. Der Verband unterstützt mit Austauschformaten, 
Fortbildungen oder Materialien und Methodenkoffern. So werden gute 
Praxiserfahrungen für alle nutzbar gemacht. 

Als einer der sechs anerkannten Spitzenverbände der freien Wohlfahrts-
pflege ist der Paritätische konfessionell, weltanschaulich und parteipoli-
tisch unabhängig und den Werten Selbstbestimmung, Solidarität und 
Chancengerechtigkeit sowie den Prinzipien Offenheit, Vielfalt und Ak-

zeptanz verpflichtet. Er agiert als Anwalt für marginalisierte Gruppen, als Interessenvertreter, 
als Dienstleister für seine Mitgliedsorganisationen und trägt zur Lösung gesellschaftlicher 
Problemlagen bei. 

Bündnis für eine vielfältige, gerechte und demokratische Gesellschaft 
Vieles, was der Paritätische Baden-Württemberg bewegt, bewegt er nicht alleine. Gemeinsam 
mit Bündnispartner*innen, anderen Verbänden und weiteren gesellschaftlichen Akteuren setzt 
sich der Verband für eine vielfältige, inklusive, gerechte und demokratische Gesellschaft ein, 
in der Ausgrenzung und Extremismus keinen Platz haben. Ein Verband, der sich nachhaltig 
und interdisziplinär vernetzt und sich mit unbequemen Fragen und fachlich fundierten State-
ments in den öffentlichen Diskurs einmischt – das macht den Paritätischen traditionell seit 
mehr als 75 Jahren zu einem attraktiven Wohlfahrtsverband für neue soziale Bewegungen.

Kontakt
Ulrike Sinner, Leitung Bereich  
Regionale Verbandsarbeit 
Der Paritätische Baden-Württemberg 
sinner@paritaet-bw.de, www.paritaet-bw.de

Gemeinsam mit Bündnis-
partner*innen, anderen 
Verbänden und weiteren 
gesellschaftlichen Akteuren 
setzt sich der Verband für 
eine vielfältige, gerechte 
und demokratische Ge-
sellschaft ein, in der Aus-
grenzung und Extremismus 
keinen Platz haben.

mailto:sinner%40paritaet-bw.de?subject=
https://www.paritaet-bw.de


Wir analysieren den individuellen Absicherungs-
bedarf Ihrer Einrichtung, kaufen den dafür not-
wendigen Versicherungsschutz zu besten Bedin-
gungen ein und sind auch an Ihrer Seite, wenn ein 
Schaden eingetreten ist.

Ihr Interessenvertreter in allen  Versicherungsangelegenheiten der Sozialwirtschaft

Partner des Paritätischen Baden-Württemberg 
 Versicherungs- und Risikoberatung
 Versicherungseinkauf 
 Vertragsbetreuung
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UNION Versicherungsdienst GmbH
Ecclesiastraße 1 – 4  32758 Detmold
Telefon +49 5231 603-0 info@union-paritaet.de
www.union-paritaet.de

Ein Unternehmen
des Paritätischen

HÄNDE
REICHEN.
WERTE

SCHÜTZEN.
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Wirtschaftsprüfung  Steuerberatung  Rechtsberatung
www.adjuvaris.de

Multidisziplinärer Feinschli�  für
Unternehmen der Sozialwirtschaft

Für die Guten
das Beste geben.


